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Editorial

die Sommerferien sind vorbei, der 
Unterricht hat wieder begonnen, und 
zentrales Thema ist nach wie vor: 

 

’Corona’ 
 
In den Sommerferien sind die Infekti-
onszahlen in Baden-Württemberg be-
ständig gewachsen, man könnte auch 
sagen: in Zeitlupe explodiert. Die 
niedrigste Zahl an wöchentlichen 
Neuinfektionen gab es am 15. Juni 
mit 110. Bis zum letzten Schultag am 
29. Juli hatten sich die Neuinfektionen 
pro Woche bereits auf 435 vervier-
facht. Seit dem 24. August bis zum 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
am 8. September lagen die Neuinfek-
tionen binnen sieben Tagen in Baden-
Württemberg mehr oder weniger 
konstant zwischen 1400 und 1600 
(RKI-Angaben). 

Einziger Trost: In allen Bundeslän-
dern, in denen die Schulferien schon 
beendet waren, gingen die Infektions-
zahlen ab etwa acht bis zehn Tagen 
nach Schulbeginn um rund zwanzig 
Prozent zurück. 

Bis zum Schulbeginn hatte das 
Kultusministerium daraus aber kei-
nerlei Konsequenzen für weiterge-
hende Schutzmaßnahmen getroffen. 
Der Philologenverband Baden-
Württemberg hatte sowohl die gene-
relle Einführung von Visieren wie 
auch die Einführung von Raumluft-
reinigern in schlecht belüftbaren 
Klassenräumen gefordert, nachdem 
eine Studie gezeigt hatte, dass Letz-
tere die Aerosolkonzentration in ei-
nem Raum binnen Minuten halbie-
ren können. Die Kultusministerin 
hat diesen Vorschlag harsch abge-
lehnt. Das Kultusministerium habe 
»ein umfassendes Hygienekonzept 
mit zahlreichen Hygiene- und Infek-
tionsschutzmaßnahmen erstellt«, er-
klärte die Kultusministerin. Papier 
ist geduldig, vor Ort sieht’s anders 
aus, ist unsere Erfahrung. Wer Prä-
senzunterricht anordnet, ohne zu-
gleich bestmöglich Infektionen vor-
zubeugen, handelt fahrlässig. Mit 

dem Prinzip Hoffnung bekommt 
man das Corona-Virus nicht in den 
Griff! 

Wenigstens wurde die PhV-Forde-
rung nach kostenlosen Corona-Tests 
für Lehrkräfte erfüllt, wenn auch be-
schränkt auf zwei Tests pro Lehr-
kraft. Es ist schon erstaunlich, wie 
viel öffentlicher Druck aufgebaut 
werden musste, bis sich die Landesre-
gierung bewegt hat, in diesem Fall 
Sozialminister Manfred Lucha und 
Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann. 

 

Mitgliederumfrage zur Corona-
Situation an den Schulen 
 
Auch im Philologenverband Baden-
Württemberg ist die Bandbreite der 
Meinungen zur richtigen Reaktion auf 
die Covid-19-Pandemie weit gespannt. 
Die Mitgliederumfrage ergab, dass 
mehr als die Hälfte (55,6 Prozent) der 
708 PhV-Mitglieder, die geantwortet 
haben, eher oder eindeutig Angst vor 
einer Ansteckung in der Schule hat. 
Und dies, obwohl eine fast identische 
Anzahl (55,9 Prozent) den Eindruck 
hat, dass an ihrer Schule genug oder 
eher genug für den Infektionsschutz 
der Lehrer getan wird. 

Die Maskenpflicht außerhalb der 
Klassenzimmer wurde von über 85 
Prozent befürwortet, während sich 
über 63 Prozent gegen eine Masken-
pflicht im Unterricht aussprachen, 
und knapp 50 Prozent auch Visiere im 
Unterricht ablehnten. 

Die größte Einigkeit bestand übri-
gens bezüglich verpflichtender Covid-
Tests für alle Urlaubsrückkehrer aus 
Risikogebieten: Knapp 92 Prozent 
sprachen sich dafür aus. Den zweit-
höchsten Zuspruch erhielten mit 85,6 
Prozent regelmäßige, flächendecken-
de Tests für Lehrkräfte. 

Liebe Leserinnen 
und Leser,  
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Für einen Start ins neue Schuljahr 
im Regelbetrieb sprachen sich übri-
gens nur 50,4 Prozent aus. 

Ich bedanke mich bei allen aktiven 
Mitgliedern, die an der Umfrage teil-
genommen haben. Die Ergebnisse der 
Umfrage waren für die Positionierung 
des Philologenverbandes Baden-
Württemberg sehr wichtig. 

 

Personalratswahlen am ZSL – 
und kein Ende 
 
Wie im letzten Editorial schon berich-
tet, gab es im Vorfeld der ÖPR- und 
BPR-Wahlen am ZSL heftige recht- 
liche Auseinandersetzungen darüber, 
wer alles wahlberechtigt ist. Das ZSL 
hat beide Verfahren vor dem Verwal-
tungsgericht Stuttgart verloren: Für 
die Wahl zum örtlichen Personalrat 
sind nun nicht nur die rund 650 fest 
am ZSL beschäftigten Mitarbeiter 
wahlberechtigt, sondern alle ZSL-Mit-
arbeiter und damit insgesamt rund 
6600! Dieses Urteil verdanken wir 
drei der PhV-Kandidatinnen und  
-Kandidaten, die nach Nichtzulassung 
zur Wahl in einem Eilverfahren ihr 
Wahlrecht mit Verbandsunterstüt-
zung eingeklagt haben. 

Da die ÖPR-Wahl damit neu aus-
geschrieben werden musste, wurde 
der Wahlzeitpunkt auf voraussichtlich 
Ende November/Anfang Dezember 
verschoben. Wahlberechtigt sind jetzt 
insbesondere auch alle dem ZSL un-
terstellten Beratungslehrer, alle Fach-
berater und Fachberater Unterrichts-
entwicklung, alle Multimedia-Fort-
bildner usw. 

Die BPR-Wahl am ZSL konnte 
durchgeführt werden, da der dortige 
Wahlvorstand von vornherein alle 
Beschäftigten zugelassen hatte. Aller-
dings wurde der BPR-Wahlvorstand 
davon überrascht, dass auch die Bera-
tungslehrer dem ZSL unterstellt sind. 
Aus diesem Grund läuft eine Wahl-
anfechtung, die absehbar Erfolg ha-
ben wird, da der BPR am ZSL in der 
Folge nicht aus neun, sondern aus 11 
Mitgliedern bestehen muss. Im Laufe 
des nächsten Jahres ist mit einem Ur-
teil und aufgrund der eindeutigen 
Sachlage dann mit einer Wiederho-
lung der BPR-Wahl zu rechnen. 

Editorial
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PhV-interne Webseite 
in neuem Layout 
 
Unsere interne Webseite für Mitglie-
der wurde mittlerweile grafisch an die 
neue PhV-Webseite angepasst. Bis 
zum Jahresende werden wir auch die 
Menüstruktur noch einmal gründlich 
überarbeiten, damit Sie die wesentli-
chen Serviceangebote für Mitglieder 
schneller finden können. 

Unsere Bitte: Überprüfen Sie Ihre 
Daten und geben Sie etwaige Ände-
rungen ein, insbesondere nach Beför-
derungen, Versetzungen, Deputats- 
oder Adressänderungen. 

Bitte überprüfen Sie auch, ob Sie 
uns eine aktuelle E-Mailadresse ange-
geben haben! Da wir die Information 
für unsere Mitglieder immer stärker 
auf E-Mail umstellen, entgehen Ihnen 
sonst wichtige Mitteilungen, wie zum 
Beispiel zu unseren Mitglieder-Um-
fragen. 

Falls Sie unsere Mitglieder-Web-
seite unter intern.phv-bw.de noch nie 
benutzt haben, lassen Sie sich bitte 
von unseren freundlichen Geschäfts-
stellenmitarbeiterinnen Ihren Zu-
gangsnamen und Ihr Erstpasswort zu-
senden (Anforderung per E-Mail an 
info@phv-bw.de oder auch telefonisch 
unter 07 11 / 2 39 62 -50). 

 

Privathaftpflicht-Versicherung 
über den PhV BW? 
 
Derzeit läuft immer noch unsere Um-
frage, ob wir – wie unser bayerischer 
Schwesterverband schon seit Jahr-
zehnten – unseren Mitgliedern eine 
extrem günstige Privathaftpflichtversi-
cherung mit exzellenten Bedingungen 
anbieten sollen. Die maximale Scha-
denssumme beläuft sich auf sechzig 
Millionen Euro, es gibt keine Selbst-
kostenbeteiligung, die Familie ist mit-
versichert. Bisher hat eine deutliche 
Mehrheit unserer Mitglieder, welche 

an der Umfrage teilgenommen haben, 
Interesse bekundet, allerdings haben 
erst wenige Hundert Mitglieder geant-
wortet. Geben Sie uns bitte auch hier 
Ihr Feedback! 

Möglicherweise können wir dies als 
Wahlleistung anbieten – mit einmali-
ger Wahlmöglichkeit, dauerhaft teil-
zunehmen oder gar nicht. 

 

Regionalvertreter- und 
Delegiertenwahlen 
 
In einem Drittel der PhV-Regionen 
konnten die im Frühjahr geplanten 
Regionalversammlungen wegen 
Covid-19 nicht mehr durchgeführt 
werden. Darum müssen diese Regio-
nalversammlungen jetzt im nächsten 
halben Jahr nachgeholt werden. 

 

Erneute Verschiebung 
der VV auf 2021 
 
Unsere Vertreterversammlung, die wir 
coronabedingt schon von Juli auf De-
zember 2020 verschoben hatten, wer-
den wir wegen der unabsehbaren wei-
teren Entwicklung sogar auf Früh-
jahr/Sommer 2021 verschieben. Bei 
dieser Vertreterversammlung stehen 
dann Landesvorstandswahlen für eine 
Kurz-Amtszeit bis 2022 auf dem Pro-
gramm, da wir den Zeitpunkt der Vor-
standswahlen zeitlich an die Personal-
ratswahlen im Schulbereich anpassen. 

Wie Sie sehen, haben wir nicht nur 
an den Schulen, sondern auch im Phi-
lologenverband Baden-Württemberg 
ein heftiges Programm unter Covid-
Rahmenbedingungen. 

Ich hoffe, Sie hatten in den Som-
merferien ausreichend Gelegenheit, 
viel Energie zu tanken! Wir werden 
alle viel Kraft brauchen, um die vor 
uns liegenden Herausforderungen gut 
zu meistern. 

Ich wünsche Ihnen ein gutes Schul-
jahr – hoffentlich ohne zusätzliche 
Belastungen. 

 
Ihr 
 
 
 
Ralf Scholl 
Vorsitzender PhV BW



Digitale JuPhi-Klausurtagung 

EE
inen ersten Entwurf eines 10-
Punkte-Kataloges erstellte der 
Arbeitskreis der Jungen Philolo-

gen bei seiner digitalen Klausurtagung 
bei BigBlueButton am 18. Juli 2020. 

Unter der Leitung von Martina 
Scherer (Landesvorsitzende der Ju-
Phi) startete die Sitzung mit ihrem 
Bericht aus dem Landesvorstand, bei 
dem folgende Themen im Fokus stan-
den: die neue Homepage des PhV; ein 
Bericht von der digitalen Sitzung mit 
den Ausbildungspersonalräten in der 
Corona-Zeit, bei der sich der PhV für 
die Belange der Referendarinnen und 
Referendare am Kultusministerium 
stark machte; die ZSL-Wahl; ein neu-
er Flyer mit dem Titel ’Arbeitslos – 
was nun?’; der Artikel in der Stuttgar-
ter Zeitung zu den befristet angestell-
ten Kolleginnen und Kollegen, die je-
den Sommer auf Neue entlassen wer-
den, der ein großer Erfolg war, denn 
der PhV war mit Bild im Artikel; die 
Pressemitteilung zur Schulöffnung; 
die Planung einer Umfrage aus der 
Initiative des Arbeitskreises der JuPhi 
heraus. 

Von der Landesebene ging es auf 
Bezirksebene, wo sich zeigte, dass die 
Seminarvorstellungen immer einen 
wesentlichen Anteil bei der Arbeit 
der JuPhi einnehmen. Im Herbst ist 
dazu ein intensiver Austausch ge-
plant, um den PhV bei den neuen Re-

ferendarinnen und Referendaren wie-
der präsent zu vertreten. Die Bezirke 
traten im vergangenen Jahr per Mail 
mit einem Beratungsangebot für die 
jungen Kolleginnen und Kollegen in 
Erscheinung. 

Obwohl die Sitzung digital statt-
fand, war die Arbeit in Gruppen mög-
lich und man teilte sich in digitale 
Räume auf, um in die Vorbereitung 
von drei Themen zu gehen. Ein 10-
Punkte-Forderungskatalog wurde vor-
bereitet, der an den Landesvorstand 
weitergereicht wird. Dieser soll ent-
weder als Pressemitteilung und/oder 
als Themenpapier für die Parteien 
weitergegeben werden, die unsere 
Gedanken oft mit in ihre bildungs- 
politischen Arbeitskreise mitnehmen. 

Der zweite Schwerpunkt war die 
Vorbereitung einer Pressemitteilung 
für den Beginn des neuen Schuljahres, 
die sich mit dem Gesundheitsschutz 
aller am Schulleben Beteiligten ausei-
nandersetzt. Der Arbeitskreis der Ju-
Phi sieht der Schulöffnung durchaus 
mit gemischten Gefühlen entgegen. 
Die Angst vor Ansteckungen mit Co-
rona-’Mitbringseln’ aus dem Urlaub 
ist groß, vor allem, wenn auf das Ab-
standsgebot an Schulen ab September 
verzichtet wird. Die JuPhi sind Ver-
fechter der AHA-Regeln, die das 
Land Baden-Württemberg auch in al-
len sozialen Netzwerken postet. Ab-

stand – Hygiene – Alltagsmasken, mit 
diesen drei Maßnahmen wirbt Baden-
Württemberg dafür, die Pandemie im 
Griff halten zu können. Das möchten 
die JuPhi auch vertreten und fordern 
dies an den Schulen, auch wenn das 
den Schulalltag beeinflussen wird. 

Die dritte Gruppe setzte sich mit 
der dbb Vorteilswelt auseinander, 
über die die JuPhi dann hoffentlich 
bald im nächsten Heft berichten wer-
den. 

Das nächste Treffen wird aufgrund 
der nicht abzuschätzenden dynami-
schen Entwicklung noch einmal digi-
tal sein. Man wird sich dann wieder im 
internen Bereich der Homepage dafür 
anmelden können. 

 
JuPhi Klausur digital: 
Samstag, 19. September 2020 
9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

Die geplante Klausurtagung mit 
Übernachtung am Bodensee wurde 
um ein Jahr auf 2021 verschoben. 

Wenn Du sonst mit dabei sein 
willst: Wir haben eine Threema-Grup-
pe für den schnellen Austausch, mel-
de Dich einfach bei martina.scherer@ 
phv-bw.de für die Aufnahme in die 
Gruppe. 

Wir freuen uns auf deine Mitarbeit 
und deine Gedanken. 

Der Arbeitskreis der JuPhi 

Martina Scherer

Junge Philologen
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>> Die Teilnehmer der digitalen JuPhi-Klausur



Junge Philologen
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Home-Office in der neuen digitalen Arbeitswelt 
 

Zwischen Spülmaschine und Power-Point 

UU
nter diesem Leitsatz fand am 26. 
Juni 2020 die erste digitale Web-
konferenz der bbw-jugend statt. 

Martina Scherer nahm als Landesvor-
sitzende der JuPhi ebenso wie die bei-
den Landesvorsitzenden der beiden 
Jugendparteien JuLis und Jusos teil. 

Zu Beginn begrüßte die Landesvor-
sitzende Mirjam Feist unter anderem 
die beiden Jungpolitiker Pavlos Wa-
cker, Jusos BW, und Valentin Abel, 
JuLis BW. Nach einer kurzen Vorstel-
lungsrunde übergab sie das Wort an 
ihre Stellvertreterin Julia Nußhag, 
welche die Gesprächsrunde mit einem 
kurzen Statement einleitete. Hierbei 
ging sie insbesondere darauf ein, dass 
Deutschland auch im Jahr 2020 im 
Bereich ’Digitalisierung’ noch als Ent-
wicklungsland bezeichnet werden 
könne, Schulen sowie Schüler- und 
Lehrerschaft in Zeiten von Corona 
vor große Herausforderungen gestellt 
seien und im öffentlichen Dienst das 
Thema ’Digitalisierung’ generell opti-
mierungsfähig sei. 

Es wurden einige Themengebiete 
des öffentlichen Dienstes beleuchtet, 
die während der Pandemie besonders 
aufgeflammt waren unter anderem ob 
es ein Recht auf Home-Office geben 
soll, weiterhin wie die Politik Deutsch-
land in Digitalisierungsfragen voran-

treiben und wie ein ’Bildungspaket’ in 
diesem Bereich aussehen könnte. 

Es fehlt beispielsweise eine einheit-
liche Bildungsplattform. Dass es kei-
nen Digitalplan Bildung gibt, wurde 
während der Pandemie zur Heraus-
forderung für Eltern, Lehrer und 
Schüler. »Home-Schooling hat nur 
aufgrund vieler sehr kreativer und ein-
fallsreicher Kollegen und Kolleginnen 
funktionieren können und auch nur 
mit vielen guten Nerven der Erzie-
hungsberechtigten zu Hause«, so Mar-
tina Scherer von den Jungen Philolo-
gen Baden-Württemberg. 

So war Valentin Abel der Auffas-
sung, »flächendeckende Digitalisie-
rung [sei] eine Grundvoraussetzung 
für Home-Office. Landes- und Bun-
desregierung müssen größere Anstren-
gungen unternehmen, schnelles Inter-
net auch außerhalb der Ballungsräume 
sicherzustellen.« 

Dieser Aussage konnte Pavlos Wa-
cker von den Jusos BW nur zustim-
men: »Um den öffentlichen Dienst at-
traktiv zu halten, müssen auch unsere 
Strukturen, Ämter und Verwaltungen 
im 21. Jahrhundert ankommen. Das 
heißt im Klartext: moderne technische 
Ausstattung, flächendeckende digitale 
Infrastruktur und alternative Arbeits-
zeitmodelle für Beschäftigte, die hie-

rauf angewiesen sind. Daher fordern 
wir beispielsweise ein Recht auf Home-
Office, dort wo dies möglich ist. Der 
Schutz der Beschäftigten und Beamten 
muss hierbei stets im Zentrum stehen. 
Kommunikation über Messenger-
Dienste außerhalb geregelter Arbeits-
zeiten, Dauererreichbarkeit über das 
private Handy oder Überstunden unter 
dem Deckmantel der ’Flexibilität’ dür-
fen keinesfalls zur Regel werden. Der 
Staat als größter Arbeitgeber muss als 
gutes Beispiel vorangehen und selbst 
aktiv in diese Richtung vorgehen. Er 
hat eine Vorbildfunktion.« 

Martina Scherer nutzte den Aus-
tausch, um den Jungpolitikern die Si-
tuation der vergangenen Monate an 
den Schulen aus ihrer Sicht zu schil-
dern. Zu Beginn der Pandemie fehlte 
eine flächendeckende Bedarfsabfrage, 
die Ausstattungslücken hätte aufzei-
gen können. Erst später wurde deut-
lich, dass viele Kinder für das Home-
Schooling keinen Arbeitsplatz, keinen 
Laptop oder manche sogar nicht ein-
mal WLAN hatten. Für die Jungen 
Philologen ist eine landeseinheitliche 
Bildungsplattform, bei welcher auch 
der Datenschutz gewährleistet ist, un-
erlässlich. Alle Kinder, egal aus wel-
chen sozialen Verhältnissen, müssen 
aufgefangen werden und die Bil- >>>>

Julia Nußhag 
(bbw-jugend)

Mirjam Feist 
(bbwjugend)

Pavlos Wacker 
(Jusos)

Valentin Abel 
(JuLis)

Martina 
Scherer 
(PhV)

>> Die Teilnehmer der digitalen Webkonferenz der bbw-jugend



dung als wichtigster Rohstoff in 
Deutschland muss sichergestellt 
werden. Grundsätzlich gilt aller-
dings aus Sicht von Martina Sche-
rer auch weiterhin, dass »auf jeden 
Fall der Gesundheitsschutz für alle 
am Schulleben Beteiligten gewähr-
leistet sein muss.« 

An erster Stelle steht für die 
Jungpolitiker eine sehr gute digita-
le Infrastruktur in Form einer 
Breitbandversorgung. Danach wur-
den eine zentrale, flächendeckende 
Struktur (Cloud-Lösung) sowie der 
Digitalplan Bildung genannt. An 
dritter Stelle stünden gesetzliche 
Regelungen, beispielsweise eine 
Anpassung der Arbeitszeitregelung 
von einer täglichen Höchstarbeits-
dauer auf eine wöchentliche 
Höchstdauer. Auch wurden das 
Recht auf Home-Office und die 
Bereitstellung einer funktionieren-
den und geeigneten Ausstattung 
(Diensthandy, digitale Ausstat-
tung) als Forderungen erhoben. 
Martina Scherer merkte an diesem 
Punkt nochmals an, dass der Lock-
down für Lehrende und Lernende 
viele neue Erfahrungen gebracht 
hat, die man nun nutzen sollte und 
»auf den Zug aufspringen« sollte. 

Abschließend nun die Forderung 
der Landesjugendleitung: »Der öf-
fentliche Dienst muss möglichst zeit-
nah eine flächendeckende Digitali-
sierung erfahren, um bei Nach-
wuchskräften im Bereich der Ar-
beitsplatzattraktivität mit der Kon-
kurrenz mithalten zu können, 
zukünftige Krisenprävention und 
-bewältigung zu gewährleisten und 
die angebotenen Dienstleistungen zu 
verbessern und zu modernisieren. 
Auch hat das Jahr 2020 gezeigt, wie 
dringlich eine einheitliche, landes-
weite Bildungsplattform sowie die 
entsprechende Ausstattung aller am 
Schulleben beteiligten Personen 
sind, um eine gute, stabile Bildung 
für unseren Nachwuchs zu bieten. 
Hier steht die Politik in der Aufgabe, 
diese Schritte der Digitalisierung vo-
ranzubringen und entsprechende 
Maßnahmen in Angriff zu nehmen«. 

Martina Scherer und Julia Nußhag 

(bbwjugend)
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von Ursula Kampf 
Referat Arbeitnehmer/Tarif PhV BW, 

Vorstandsmitglied 

BBW-Landeskommission, 

Mitglied dbb-Bundestarifkommission

Gemeinsam erfolgreich: 
 

Verlängerung des Altersteilzeit-Tarif- 
vertrags für Schwerbehinderte bis 2025 

SS
chon früh hat der Philologenver-
band Baden-Württemberg gegen-
über den Dachverbänden, na-

mentlich in der Landestarifkommissi-
on des BBW Beamtenbund Tarifuni-
on, angemahnt, rechtzeitig zusammen 
mit dem dbb beamtenbund und tarif-
union auf eine Verlängerung des zum 
31. Dezember 2020 auslaufenden Ta-
rifvertrags Altersteilzeit (TV ATZ) 
hinzuarbeiten. 

Nun wurde am 4. September 2020 
von dbb und dem Finanzministerium 
Baden-Württemberg »eine grund-
sätzliche Einigung über die Verlän-
gerung der Wechselfrist [von einem 
unbefristeten Arbeitsvertrag in einen 
Altersteilzeit-Arbeitsvertrag] erzielt. 
Danach bleibt der Wechsel bei im 
Übrigen unveränderten Regelungen 
nach dem TV ATZ bis zum 31. De-
zember 2025 möglich.«1) D. h., ein 
Auslaufen des gültigen TV ATZ zum 
31. Dezember 2020 konnte verhin-
dert werden; Arbeit in ATZ ist für 
schwerbehinderte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die nach 
TV-L unbefristet beim Land Baden-
Württemberg beschäftigt sind, wei-
terhin möglich. 

Damit können schwerbehinderte 
Tarifbeschäftigte, also auch Lehrkräf-
te im Arbeitnehmerverhältnis (L.i.A.) 
an staatlichen Schulen in Baden-
Württemberg, weiterhin entscheiden, 
ob sie dieses BW-spezifische, finan-
ziell attraktive Angebot, das ihre be-
rufliche Arbeitsbelastung senkt und 
damit gesundheitsförderlich ist, in ih-
ren letzten Arbeitsjahren nutzen wol-
len.2) 

»Die vorgesehene Änderung [Ver-
längerung], die am 1. November in 
Kraft treten soll, steht für den dbb 
und das Land Baden-Württemberg 
unter Gremienvorbehalt und erfor-
dert insbesondere die Zustimmung 
durch den Arbeitgeberverband des öf-
fentlichen Dienstes des Landes Ba-
den-Württemberg (AVdöD Land 

BW) und der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL). … Das Land Ba-
den-Württemberg wird den beiden 
auf Arbeitgeberseite für den Tarifab-
schluss zuständigen Gremien die An-
nahme der Tarifeinigung mit dem dbb 
vorschlagen.«3) 

Der Philologenverband freut sich 
über diesen Erfolg und rät allen 
schwerbehinderten L.i.A., die erwä-
gen, in Altersteilzeit zu arbeiten, sich 
frühzeitig vom Arbeitskreis Arbeit-
nehmer PhV BW beraten zu lassen – 
und dabei auch die Antragsfrist (für 
einen Antrag auf ATZ beim jeweili-
gen Regierungspräsidium) von min-
destens drei Monaten vorab zu beach-
ten. 

 
1) Aus: Mitglieder-Info vom 4. September 2020, hrsg. 

von BBW Beamtenbund Tarifunion und dbb beam-

tenbund und tarifunion: Altersteilzeittarifvertrag für 

Schwerbehinderte: Verlängerung bis Ende 2025! 

2) »Der Tarifvertrag über Altersteilzeit für schwerbe-

hinderte Beschäftigte im Land Baden-Württemberg 

(TV ATZ BW) ermöglicht schwerbehinderten Be-

schäftigten, ihre Arbeitszeit auf 50 Prozent zu redu-

zieren und dabei ein auf 83 Prozent des bisherigen 

Nettos aufgestocktes Entgelt zu erhalten. Der TV 

ATZ BW regelt den Wechsel in Altersteilzeit als 

Kann-Bestimmung ab einem Alter von 55 Jahren 

und als Anspruch für Beschäftigte, die das 60. Le-

bensjahr vollendet haben, sofern keine dringenden 

dienstlichen oder betrieblichen Gründe entgegen-

stehen. … Eine entsprechende Regelung gibt es 

bislang in den anderen Bundesländern nicht.« (Aus: 

Mitglieder-Info vom 4. September 2020, hrsg. von 

BBW Beamtenbund Tarifunion und dbb beamten-

bund und tarifunion: Altersteilzeittarifvertrag für 

Schwerbehinderte: Verlängerung bis Ende 2025!) 

3) Aus: Mitglieder-Info vom 4. September 2020, hrsg. 

von BBW Beamtenbund Tarifunion und dbb beam-

tenbund und tarifunion: Altersteilzeittarifvertrag 

für Schwerbehinderte: Verlängerung bis Ende 

2025!
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Die Einrichtung einer Personalvertretung am ZSL – 
eine (fast) unendliche Geschichte 

D
as Zentrum für Schulqualität und 
Lehrerbildung (ZSL) wurde am 
1. März 2019 als baden-württem-

bergische Landesoberbehörde errich-
tet. Es übernahm Aufgaben des frühe-
ren Landesinstitutes für Schulent-
wicklung, der Landesakademien für 
Fortbildung und Personalentwicklung 
an Schulen Comburg, Esslingen und 
Bad Wildbad, des vormaligen Landes-
institutes für Schulsport, Schulkunst 
und Schulmusik Ludwigsburg sowie 
der ehemaligen Landesakademie für 
Schulkunst, Schul- und Amateurthea-
ter Schloss Rotenfels. Alle diese frü-
heren Landesinstitute wurden dem 
ZSL als Außenstellen eingegliedert. 

Ins ZSL eingegliedert wurden auch 
die Seminare, die Schulpsychologi-
schen Beratungsstellen, die Fachbera-
ter und die Beratungslehrer an den 
Schulen. 

Dadurch kamen sehr viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus ande-
ren Dienststellen unter das ’Dach’ des 
ZSL und zusätzlich wurden neue Stel-
len geschaffen, die teilweise immer 
noch nicht besetzt sind. Alle diese Be-
schäftigten, auch wenn sie nur mit ein-
zelnen Anrechnungsstunden aus dem 
ZSL-Topf tätig sind, brauchen natür-
lich eine Personalvertretung, genauer 
gesagt sogar zwei, einen Örtlichen 
Personalrat, und – wegen der Semina-
re, die als eigene Dienststellen jeweils 
schon einen ÖPR haben – einen Be-
zirkspersonalrat, und zwar nur einen 
für das ganze Land. ÖPR und BPR 
haben dabei verschiedene Aufgaben-
felder, die noch gegeneinander abge-
grenzt werden müssen, ebenso wie ge-
genüber der Arbeit des HPR asB 
(Hauptpersonalrat für den außerschu-
lischen Bereich). 

Ein gutes Jahr nach Start des ZSL-
Betriebs wurde der Weg zu den Per-
sonalratswahlen durch Einsetzen der 
zwei Wahlvorstände eingeleitet. 

Der Philologenverband setzte sich 
mit aller Kraft dafür ein, möglichst 
viele Kandidatinnen und Kandidaten 

für gemeinsame Listen der BBW-Ver-
bände zu finden. Faktisch waren es 
dann PhV und BLV, die sich um Auf-
stellung und Einreichung der BBW-
Wahlvorschläge und die Aktivierung 
der Wahlberechtigten kümmerten, or-
ganisiert in einer gemeinsamen Wahl-
kampf-Arbeitsgruppe aus beiden Ver-
bänden, in der von Seiten des PhV 
Karin Fetzner und von Seiten des 
BLV Christine Hammer federführend 
waren. Der BBW übernahm als Dach-
verband die Kosten für Erstellung 
und Druck der Kandidatenbroschüre 
und für sonstiges Wahlkampfmaterial. 

 

Die ÖPR-Wahl am ZSL: 
Kampf für das Wahlrecht für alle 

 
Der ÖPR-Wahlvorstand hatte von der 
eingereichten BBW-Wahlliste sech-
zehn der zwanzig Kandidatinnen ge-
strichen, »da sie als Fachberater nicht 
wählbar seien, denn Fachberater seien 
gegenüber dem ZSL nicht weisungs-
gebunden. Deswegen hätten sie weder 
aktives noch passives Wahlrecht.« 
Vier der Betroffenen haben daraufhin 
mit Unterstützung des Philologenver-
bandes sofort in einem Eilverfahren 
vor dem Verwaltungsgericht Stuttgart 
gegen diese absurde Entscheidung ge-
klagt und am 29. Juni vollumfänglich 
Recht bekommen: Alle Mitarbeiter 
des ZSL, auch diejenigen, die für ihre 
ZSL-Tätigkeit nur eine einzige An-
rechnungsstunde erhalten, sind selbst-
verständlich weisungsgebunden und 
damit sowohl aktiv wie passiv wahlbe-
rechtigt. 

Dass alle ZSL-Beschäftigten ein 
Wahlrecht für ihre Personalräte ha-
ben, ist dem Philologenverband und 
seinen Musterklägern zu verdanken! 

So vergrößerte sich die Zahl der 
Wahlberechtigten für den ÖPR von 
rund 650 auf über 5000, weshalb der 
Wahltermin auf den Herbst verscho-
ben wurde, um die Anzahl der Wahl-
berechtigten zweifelsfrei feststellen zu 
können. 

Der ursprünglich in Aussicht ge-
nommene und intern mehrfach ange-
kündigte neue Wahltermin 6./7. Okto-
ber wurde mittlerweile erneut ver-
schoben: auf Ende November/Anfang 
Dezember. 

 

Die BPR-Wahl am ZSL: 
Kampf gegen die Zeit 

 
Der BPR-Wahlvorstand akzeptierte 
die eingereichten Wahlvorschläge, da 
er zu Recht von einem weiten Be-
schäftigungsbegriff ausging. Das vom 
ZSL gegen diese Entscheidung betrie-
bene Eilverfahren vor Gericht endete 
– bildlich gesprochen – mit einer hefti-
gen Ohrfeige für das ZSL in einem 
zweiten Gerichtsbeschluss, ebenfalls 
am 29. Juni. Damit war ab 30. Juni 
dann klar, dass die BPR-Wahlen 
durchgeführt werden konnten. 

Zur Vorbereitung des Wahlkampfs 
traf sich eine Arbeitsgruppe von PhV 
und BLV zu mehreren Online-Sitzun-
gen, erarbeitete Materialien und stell-
te eine Strategie zur Verteilung von 
Wahl-Informationen zusammen, die 
folgende Aktionen umfasste: >>>>
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der Lage war, die Anleitung für eine 
korrekte Briefwahl zu lesen und zu be-
folgen: Rund sieben Prozent ungültige 
Wahlbriefe und Wahlzettel sind ein-
fach nur schade. Ursache waren zum 
Beispiel völlig unleserliche Absender, 
fehlende Unterschriften auf Wahler-
klärungen, fehlende Stimmzettel, 
häufig trotz gegenteiligem Hinweis zu-
geklebte Wahlumschläge oder Wahl-
briefe ohne Namen im Sammelum-
schlag. 

Am Ende ergab sich ein für die 
BBW-Liste weniger zufriedenstellen-
des Ergebnis mit drei von neun Sit-
zen, auch wenn drei PhV-Kandidaten 
in den ZSL-BPR gewählt wurden: 

Michael Belz, Thomas Schwan und 
Dr. Sabine Hertweck. 

Am 27. Juli konstituierte sich der 
BPR. Thomas Schwan vertritt ab so-
fort als Vorstandsmitglied die Interes-
sen der ZSL-Beschäftigten. Damit 
’steht’ die erste Personalvertretung des 
ZSL, aber zwei Anfechtungen der 
Wahl wurden bereits eingereicht. Die 
Wahrscheinlichkeit einer Wahlwieder-
holung im nächsten Jahr ist hoch, weil 
der Wahlvorstand zum Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung nicht wusste, dass 
die 1800 Beratungslehrer dem ZSL un-
terstellt und damit wahlberechtigt sind. 

Diese Geschichte geht also weiter… 
Karin Fetzner

••  Mails an die eigenen wahlberechtig-
ten (BBW-)Mitglieder 

••  Aufstellung von wichtigen Forde-
rungen im Sinne der Beschäftigten, 
um nötige Handlungsfelder auf- 
zeigen 

••  Verteilung unserer Kandidaten-
broschüren online und als Druck-
erzeugnis 

••  eine Online-Umfrage »Wo drückt 
der Schuh?« 

••  die Wahlinformationsseiten auf den 
Homepages von BLV und PhV 

••  einen Info-Stand vor dem Gebäude 
des ZSL in Stuttgart mit Materia-
lien und den Spitzenkandidaten als 
Ansprechpartnern. 

Der BPR-Wahlvorstand hatte auf-
grund der Zeitknappheit, der Corona-
Situation und der vielen auf ganz Ba-
den-Württemberg verstreuten Dienst-
stellen die Durchführung als reine 
Briefwahl angeordnet. Also musste 
das ZSL allen Wahlberechtigten die 
Wahlunterlagen rechtzeitig (!) zu-
gänglich machen – durch Abholung 
an der Dienststelle oder Postversand. 
Ersteres war schwierig, da die meisten 
ZSL-Mitarbeiter im Home-Office wa-
ren, Letzteres, weil die Privatadressen 
der Wahlberechtigten meist gar nicht 
bekannt waren. Deswegen wurden die 
Mitarbeiter angemailt und mussten 
sich auf einer Internet-Seite registrie-
ren, um die Wahlunterlagen zuge-
sandt zu bekommen. Und das alles 
unter höchstem Zeitdruck: Zwischen 
Gerichtsbeschlüssen und Wahltermin 
lagen ja nur sechzehn Tage. Der so 
entstandene extreme Zeitdruck und 
das Unwissen vieler Wähler, dass sie 
beim ZSL überhaupt wahlberechtigt 
sind, führten in der Folge zu einer 
sehr geringen Wahlbeteiligung von 
nur knapp über zwanzig Prozent. 

Bei über 1300 eingegangenen Wahl-
briefen war die Auszählung nichts-
destotrotz eine große Aufgabe, denn 
jeder Brief musste zuerst in der alpha-
betischen Wählerliste abgehakt wer-
den, bevor die Auszählung der Stim-
men beginnen konnte. Der Wahlvor-
stand und seine Helfer in Freiburg be-
nötigten dadurch zwei volle Tage für 
die gesamte Auszählung. 

Dabei zeigte sich, dass trotz akade-
mischer Bildung längst nicht jeder in 

>> >> Ralf Scholl und Thomas Weigelt vom BLV

>> >> Karin Fetzner und Michael Belz (HPR asB)
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Der Philologenverband BW im Dialog mit 
den bildungspolitischen Entscheidungsträgern 

DD
er PhV-Landesvorstand steht in 
engem und regelmäßigem Aus-
tausch mit den Bildungspoliti-

kern der verschiedenen Landtagsfrak-
tionen, um den Entscheidungsträgern 
die Erfahrungen und Fachkenntnisse 
der gymnasialen Lehrkräfte nahezu-
bringen. Im Juli fanden Gespräche 
mit Vertretern der schulpolitischen 
Arbeitskreise von SPD, FDP und 
CDU statt – teils als Online-Konfe-
renz, teils als Präsenztreffen. Die 
Grünen hatten im Juli keine Zeit für 
den Philologenverband. 

Am 8. Juli 2020 fand ein Austausch 
mit dem Arbeitskreis Bildungspolitik 
der SPD-Landtagsfraktion (Dr. Ste-
fan Fulst-Blei MdL, Daniel Born 
MdL, Gerhard Kleinböck MdL, Dr. 
Markus Sommer, Parlamentarischer 
Berater) statt. Themen waren unter 
anderem die Digitalisierung, die Si-
tuation an den Schulen in Corona-
Zeiten und die Wahlfreiheit zwischen 
G8 und G9, die in das Wahlpro-
gramm der SPD für die Landtags-
wahl 2021 aufgenommen werden soll. 

Bei der Videokonferenz mit den 
Bildungsexperten der FDP-Land-
tagsfraktion (Dr. Timm Kern MdL, 
Klaus Hoher MdL und Harald Paul-

sen, Parlamentarischer Berater ) am 
13. Juli 2020 standen Fragen zum 
Schulbetrieb unter Corona-Bedin-
gungen nach den Sommerferien im 
Mittelpunkt. Darüber hinaus wurden 
auch das Thema Wahlfreiheit 
G8/G9, die Ergebnisse der Studie 
’LaiW – Lehrerarbeit im Wandel’ 
und die Situation der Gymnasiallehr-
kräfte an den Gemeinschaftsschulen 
erörtert. 

In einem intensiven persönlichen 
Austausch mit dem Vorsitzenden des 
Arbeitskreises Kultus, Jugend und 
Sport der CDU-Landtagsfraktion, 
Karl-Wilhelm Röhm MdL, und dem 
Parlamentarischen Berater Dominik 
Ohly am 20. Juli 2020 im Haus des 
Landtags ging es unter anderem um 
die Entlassung von befristet einge-
stellten Lehrkräften während der 
Sommerferien, die faktische Aushebe-
lung der Schulpflicht zum kommen-
den Schuljahr im Planungsbrief des 
Kultusministeriums, die Lernbrücken, 
die Anschaffung von digitalen Endge-
räten für Lehrkräfte, das Thema 
G8/G9, die Forderung des Philologen-
verbandes nach kleineren Klassen 
bzw. Lerngruppen, den Umgang mit 
dem Musikunterricht sowie mit Chö-
ren, Orchestern und Arbeitsgemein-
schaften in Zeiten von Corona, die 
Frage nach der Effektivität des Ler-
nens an Gemeinschaftsschulen sowie 
die Situation am ZSL. 

Mit der Landtagsfraktion der Grü-
nen ist ein Treffen im September ter-
miniert. Die nächsten Treffen mit den 
anderen Parteien werden ebenfalls im 
September/Oktober stattfinden. 

Karin Fetzner und Steffen Kottmann

>> >> Videokonferenz mit der FDP/DVP-Fraktion und deren Parlamentarischen 
Geschäftsführer und stellvertretendem Fraktionsvorsitzenden Dr. Timm Kern (oben rechts)

>> >> Treffen mit der CDU 
v.l.n.r.: Jörg Sobora, Dominik Ohly, Karl-Wilhelm Röhm, 
Thomas Schwan, Karin Fetzner, Ralf Scholl



teren drängte sich dieser Eindruck 
nach EU-Verhandlungen auf. 

Italiens Premier Conte brüstete 
sich mit den Worten, er habe das Ziel 
erreicht, die Würde seines Landes zu 
bewahren. Eine seltsame Reaktion 
für jemanden, der sich einer soliden 
Haushaltsführung für unfähig erweist 
und lange vor der Corona-Krise ei-
nen nicht rechtskonformen, also ille-
galen Haushaltsentwurf präsentierte. 
Wenn ein Land jahrzehntelang Jahr 
für Jahr sehr viel mehr ausgibt, als es 
über Steuern einnimmt, wenn ein 
Land also bewusst fortgesetzt über 
seine Verhältnisse lebt, dann kann es 
eben passieren, dass man bei einer 
unerwarteten Krise rasch an seine 
Grenzen stößt. 

Die Würde seines Landes bewah-
ren würde man sehr viel mehr da-
durch, dass man verantwortungsbe-
wusst und solide wirtschaftet, als dass 
man auf Geldgeschenke von Freun-
den angewiesen ist, ja solche gerade-
zu einklagt. Solidarität muss eben 
auch und zwar zwingend beinhalten, 
sich selbst nach der Decke zu stre-
cken, sich selbst anzustrengen anstatt 
populistisch den Wählern nur über 
Schulden finanzierbare Segnungen 
zuteil werden zu lassen. Vor diesem 
Hintergrund ist die lasche Unver-
bindlichkeit der Auszahlungskondi-
tionen für die geschenkten Milliar-
den ein Fehler. Ob Schenkungen – 
zumal dieser Größenordnung – ge-
eignet sind, solidarisches Verhalten 
zu befördern, darf im Übrigen gene-
rell bezweifelt werden. 

Mindestens genauso ärgerlich ist 
jedoch der Triumph des Herrn Or-
bán, weil es hier um den unveräußer-
lichen europäischen Grundwert der 
Rechtsstaatlichkeit geht. Er rühmte 
sich der Milliardenzahlungen, die er 
beim Gipfel herausgeschlagen habe 
bei gleichzeitig erfolgreicher Abwehr 
von Sanktionen. Er verbitte sich dies-
bezügliche Einmischungen. Auch die 
Polen fühlten sich als Sieger des Gip-
fels. Und tatsächlich: Die Kommis- 

reich. Berlin steht für knapp 100 Mil-
liarden dieser schuldenfinanzierten 
Zuschüsse und bürgt zudem für ein 
Viertel der Milliarden-Kredite, also 
für etwa 90 Milliarden Euro. Auf-
grund des Brexit muss Berlin ab 2021 
zehn Milliarden mehr nach Brüssel 
überweisen. Dafür wurden die Mittel 
für den Strukturwandel in deutschen 
Braunkohleregionen um mehrere 
Milliarden zusammengestrichen. 
Durchaus verständlich also der Kom-
mentar eines Zeitgenossen: »Fußball 
ist, wenn am Ende Bayern München 
gewinnt. Europa ist, wenn am Ende 
Deutschland bezahlt.« Schon des Öf-

A
ls am frühen Morgen des 21. Juli 
2020 die Protagonisten der Euro-
päischen Union vor die Presse 

traten, um den Durchbruch bei ihren 
Verhandlungen zu einem Konjunktur- 
und Hilfspaket zu verkünden, lagen 
mehr als 90 Stunden Streit und Feil-
schen hinter den Vertretern der 27 
Mitgliedsstaaten. Die zur Schau getra-
gene Erleichterung über eine Eini-
gung darf jedoch nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass vor allem den Pro-
fiteuren klar sein muss, dass diese Ei-
nigung so manche gewichtige Frage 
offen lässt, was eine Hypothek für die 
Zukunft darstellt. Also nur vorder-
gründig »Friede, Freude, Eierku-
chen.« 

Den ’sparsamen Fünf’, die für sich 
selbst erhebliche Haushaltsrabatte er-
stritten (allen voran Österreich), ist 
es gelungen, den Anteil der Zuschüs-
se, also des geschenkten Geldes, von 
500 auf 390 Milliarden zu drücken. 
Hauptprofiteure dieses Dukatenre-
gens sind Italien, Spanien und Frank-

von Bernd Saur 
Ehrenvorsitzender des Philologen- 

verbandes Baden-Württemberg

Europa

Welches Europa wollen wir? 
Die Ratspräsidentschaft Deutschlands im Corona-gebeutelten Europa: Eine Herkulesaufgabe 

10    Gymnasium Baden-Württemberg 9-10/2020

Treffen mit der Führung des IBBW 
 

Der Philologenverband BW traf sich am 20. Juli 2020 mit Dr. Günter Klein, 
dem Direktor des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 
(IBBW), und seinem Stellvertreter Michael Siefert. In einem konstruktiven 
und offenen Gespräch wurden viele interessante Inhalte thematisiert und 
diskutiert. Dabei standen sowohl Perspektiven der Schulentwicklung als 
auch Entwicklungen in der Qualitätssicherung von Unterricht im Vorder-
grund. E.G.

>> >> Michael Siefert, Dr. Günter Klein, Karin Fetzner, Ralf Scholl, 
Enver Groß (v.l.n.r.)



sion soll erst einmal Vorschläge erarbeiten, wie 
eine Koppelung von Zahlungen der EU an das 
Prinzip der Rechtsstaatlichkeit aussehen könn-
te. Eine solche Laschheit bzw. Feigheit kann 
sich die EU nicht leisten, will sie sich nicht des 
Verrats an den eigenen Werten schuldig ma-
chen. Im Übrigen berichtet Helga Schmidt vom 
ARD-Studio in Brüssel am 23. Juli 2020 von 
schweren Korruptionsvorwürfen gegen Ungarn. 
So habe der Europa-Abgeordnete Daniel 
Freund (Mitglied des Haushaltskontrollaus-
schusses) bei seinen Recherchen herausgefun-
den, dass seit der Machtübernahme durch Or-
bán im Jahre 2010 systematisch EU-Gelder ab-
gezweigt wurden. Die EU überweise jährlich 
vier Milliarden an Fördermitteln ohne zu kon-
trollieren, wo das Geld ankommt. Das EU-Kon-
trollsystem versagt also völlig. Ungarn ist der 
zweitgrößte Netto-Empfänger in der EU, nach 
Polen. Beim Gipfel in Brüssel drohte Orbán, 
das Hilfspaket komplett platzen zu lassen, wenn 
die Fördergelder an die Einhaltung des EU-
Rechts gekoppelt würden – zum Beispiel an die 
Unabhängigkeit der Gerichte und die Presse-
freiheit. Handelt es sich hier nicht eigentlich um 
einen Vorschub zur Veruntreuung von Steuer-
geldern? Ist es dieses Europa, das wir wollen? 

Ein halbes Jahr Ratspräsidentschaft ist nun 
wahrlich kein langer Zeitraum. Es ist aber Zeit 
genug für Kanzlerin Merkel, klare Kante zu zei-
gen, deutlich zu machen, was in der EU geht 
und wo die roten Linien sind. Der bekannte 
deutsch-französische Publizist Alfred Grosser 
nennt Angela Merkel »eine tragende Figur in 
Europa.« Er werde nicht der einzige Franzose 
sein, der ihr nachweinen wird. 

Noch ist sie im Amt, genauer gesagt in zwei 
Ämtern, als Kanzlerin des bevölkerungsreichs-
ten und wirtschaftlich stärksten Landes in der 
EU und als deren Ratspräsidentin. Eingedenk 
ihrer Maxime, wonach es zur Identität Deutsch-
lands gehört, Größtes zu leisten, muss sie nun-
mehr ihre ganze Autorität einsetzen, um in der 
EU einiges zurecht zu rücken, einige Weichen 
neu zu stellen. 

Wollen wir ein Europa mit solide wirtschaf-
tenden, (eigen-)verantwortlichen, solidarischen 
und reformwilligen Ländern oder eine billige 
Schulden- und Transferunion? 

Wollen wir ein Europa einklagbarer Grund-
werte oder ein Europa der Korruption, Vettern-
wirtschaft, Willkür und bloßer Lippenbekennt-
nisse? 

Man muss kein Fan von Angela Merkel sein. 
Klar ist jedoch: Wer, wenn nicht sie, kann diese 
Herkulesaufgabe in Angriff nehmen. »Frau 
Bundeskanzlerin, wir bauen auf Sie.«

Aus dem Hauptpersonalrat asB

In der letzten regulären HPR-
Sitzung vor den Sommerferien 
wurde Uli Abele im Rahmen ei-
ner kleinen Feier in den Ruhe-
stand verabschiedet. Martin 
Morgen würdigte als HPR-Vor-
sitzender die langjährige enga-
gierte Mitarbeit von Uli Abele 
und hob insbesondere seine 
Leistungen als Vorstandsmit-
glied in der jüngeren Vergan-
genheit hervor. Hier hat sich Uli 
Abele schwerpunktmäßig für 
die Belange der Seminare ein-
gesetzt und sich als profunder 
Kenner des LPVG einen Namen 
gemacht. Bernd Morlock vom 
Beruflichen Seminar aus Karls-
ruhe wird für ihn ins Gremium 
nachrücken. 

Das Trauerspiel um die Per-
sonalratswahlen am ZSL geht 
in die nächste Runde. Die 
ÖPR-Wahlen mussten durch 
Beschluss des VG Stuttgart 
bereits auf den Herbst ver-
schoben werden. Juristisch 
fachkundige Beobachter spre-
chen in diesem Zusammen-
hang von einer peinlichen Nie-
derlage für das ZSL, das in 
dem Verfahren als Kläger auf-
trat und in allen Punkten un-
terlag. 

Aber auch die unter großen 
Schwierigkeiten durchgeführte 
Wahl zum BPR ZSL scheint wie-
der zu wackeln. Da mehrere 
Wahleinsprüche eingegangen 
sind, bleibt abzuwarten, wie 

das VG Stuttgart diesmal ent-
scheiden wird. 

Gut gemeint – schlecht ge-
macht, dieser Satz gilt leider 
auch für den über das Errich-
tungsgesetz für ZSL und IBBW 
ins LPVG neu aufgenommenen 
§ 98 (5). Streng genommen 
überträgt der Absatz 5 nämlich 
die personalrätliche Zuständig-
keit des BPR ZSL für die Semi-
nare auf den Hauptpersonal-
rat. Der gerade erst neu ge-
wählte Bezirkspersonalrat hät-
te dann so gut wie keine Aufga-
ben mehr und wäre damit 
faktisch überflüssig. Unklar ist 
in diesem Zusammenhang, ob 
der im LPVG verwendete Be-
griff ’schulischer Bereich’ auch 
die Schulverwaltung umfasst – 
oder nicht. Eine Frage, die wohl 
nur durch eine weitere gericht-
liche Ent-
scheidung 
zu klären 
sein 
wird. 

Michael 

Belz

Für Sie im HPR außerschulischer Bereich

Die PhV-Fraktion 
im HPR asB

Personalratswahlen am ZSL
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Uli Abele Michael Belz



Thema aktuell 
heute: FDP

N
achdem Christian Lindner bei der 
Dreikönigskundgebung im Jahr 2015 
vom ’Ende der Kreidezeit’ in den 

Klassenzimmern gesprochen hatte, kam 
der damalige Vorsitzende des Philologen-
verbands, Bernd Saur, auf die FDP/DVP-
Landtagsfraktion zu und erkundigte sich 
besorgt, ob die Freien Demokraten doch 
hoffentlich nicht bewährte Lehrmethoden 
wie den Unterricht unter maßgeblicher 
Einbeziehung der Tafel abschaffen woll-
ten. Wir konnten, so denke ich, Herrn 
Saur überzeugen, dass diese Absicht nicht 
hinter dem zugespitzt-plakativen Kreide-
zeit-Bild stand, sondern vielmehr das Ziel, 
zusätzliche Chancen nutzbar zu machen, 
welche die Digitalisierung für Schule und 
Unterricht bietet. Herr Saur sprach mit 
seiner Frage aber auch eine weitere grund-
legende Problemstellung an: Dass digital 
basierter Unterricht nicht automatisch gu-
ter Unterricht ist, sondern dass er ebenso 
wie jeder andere Unterricht einer entspre-
chenden pädagogisch-fachdidaktischen 
Fundierung bedarf. Und dass auf diese 
Fundierung bei der weiteren Digitalisie-
rung der Schulen geachtet werden muss. 
Doch was bedeutet das konkret für die Bil-
dungspolitik? Wie kann ein Rahmen für 
eine Digitalisierung aussehen, die für das 
Unterrichten und Lernen einen echten 
Mehrwert bringt? 

Nach Auffassung von uns Freien Demo-
kraten umfasst ein solcher Rahmen vor al-
lem Folgendes: 
1.  Um bei den technischen Voraussetzun-

gen nicht nur einen guten Stand zu er-
reichen, sondern diesen auch längerfris-
tig zu halten, gilt es, die Digitalisierung 
der Schulen als gesamtstaatliche Aufga-
be zu begreifen. Bund, Länder und Ge-
meinden sind aufgefordert, einen Digi-
talpakt 2.0 zu vereinbaren und auch län-
gerfristig die Finanzierung der digitalen 

tung, ausreichend Fortbildungen anzu-
bieten. 

3. Auf den Lehrer kommt es an! Die Er-
fahrungen des Fernlernens in der Coro-
na-Zeit haben all jene Politiker wider-
legt, die meinten, die Digitalisierung 
mache den Lehrer überflüssig oder er-
setzbar durch einen bloßen ’Lernbeglei-
ter’. Im Gegenteil – die zentrale Bedeu-
tung des Lehrers als menschliches, Ori-
entierung gebendes Gegenüber im 
Lernprozess wurde für jedermann of-
fensichtlich. Wir müssen daher erhebli-
che Anstrengungen unternehmen, um 
die besten Köpfe als Lehrerinnen und 
Lehrer zu gewinnen, sie fundiert aus- 
und fortzubilden und schließlich auch zu 
halten. Dafür bedarf es einerseits guter 
Arbeitsbedingungen und Perspektiven. 
Ein Klassenteiler von 28 Schülern, die 
Abschaffung der Sommerferien-Ar-
beitslosigkeit von Lehrkräften und Re-
ferendaren und die Beseitigung des 
Fachlehrkräfte-Beförderungsstaus wür-
den dazu beitragen. Viel versprechen 
wir uns in diesem Zusammenhang auch 
von einer gestärkten Eigenverantwor-
tung und Gestaltungsfreiheit der Schu-
len – im Bereich der Personalauswahl 
und -entwicklung ebenso wie bei eige-
nen inhaltlichen und pädagogischen 
Schwerpunkten. 

Gerade in der Zeit der Schulschließungen 
wurde die Funktion der Schule als zentra-
ler Ort der sozialen Interaktion nochmals 
deutlich. Diese Erfahrung lehrt nach Auf-
fassung von uns Freien Demokraten eines: 
Nicht nur die zusätzlichen Möglichkeiten 
des individuellen Lernens, sondern auch 
die des sozialen Lernens in der Interaktion 
von Lehrenden und Lernenden gilt es bei 
der Digitalisierung auszuschöpfen und ihr 
auf diese Weise eine echte pädagogisch- 
didaktische Fundierung zu geben.

von Dr. Timm Kern, 
MdL

Für eine Digitalisierung mit 
pädagogisch-didaktischem Fundament

Infrastruktur, die Ausstattung von Schu-
len, Lehrern und Schülern mit Hard- 
und Software und die Wartung und Ak-
tualisierung der Systeme durch einen 
’digitalen Hausmeister’ sicherzustellen. 
Darüber hinaus gilt es, den Schulen ein 
Maximum an Gestaltungsfreiheit zu las-
sen. Wir schlagen vor, ihnen eine Posi-
tivliste von datenschutz- und datensi-
cherheitskonformen Anwendungen an 
die Hand zu geben, so dass Wahlmög-
lichkeiten für die digitale Ausstattung 
bestehen. 

2. Dauerhaft investiert werden muss in die 
digitalen Kompetenzen. Das Fach Infor-
matik mit Inhalten weit über die Infor-
mationstechnik hinaus ist an allen wei-
terführenden Schulen mindestens als 
Wahlpflichtfach einzurichten. Gleichzei-
tig brauchen wir eine möglichst früh ein-
setzende Medienbildung, so dass bereits 
im Grundschulalter beispielsweise ein 
verantwortlicher Umgang mit einem 
Handy thematisiert wird. Das digitale 
Unterrichten und Lernen ist aber auch 
eine Querschnittsaufgabe für alle Fach-
bereiche. Digitale Bildung muss nicht 
nur fester Bestandteil der Lehrerausbil-
dung sein, sondern auch Gegenstand ei-
nes ausdifferenzierten Lehrerfortbil-
dungsangebots. Die FDP/DVP Fraktion 
tritt für eine Fortbildungspflicht für digi-
tale Bildung ein. Das bedeutet dann vor 
allem auch für das Land die Verpflich-
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Corona-Pandemie 
Nach wie vor beschäftigen 
den HPR Gymnasien die 
Pandemie und ihre Folgen 
für die Schulen und Lehr-
kräfte sehr stark. Es gibt 
zahlreiche Anfragen und 
Bitten um Unterstützung 
u.a. hinsichtlich der Nut-
zung und Administration 
von Kommunikationsplatt-
formen, der Entbindung 
von der Präsenzpflicht, der 
damit verbundenen Mehr-
arbeit und des Fernunter-
richts. 

Der HPR Gymnasien be-
müht sich stets um schnel-
le und kompetente Klä-
rung der verschiedenen 
Fragestellungen, ist aber in 
vielen Fragen auch auf die 
Informationsfreudigkeit 
und Schnelligkeit der ver-
schiedenen Institutionen 
wie Kultusministerium, 
IBBW und ZSL angewie-
sen. 

Wo dies möglich ist (wo 
die Abstands- und Hygiene-
regeln eingehalten werden 
können), plädiert der HPR 
Gymnasien verstärkt für 
Präsenzveranstaltungen, 

dies gilt vor allem für die 
Ausbildung der Referenda-
rinnen und Referendare 
und für die Fortbildung der 
Lehrkräfte. Wie wichtig 
Präsenzveranstaltungen 
und der persönliche Aus-
tausch mit den Fortbildne-
rinnen und Fortbildnern 
und den anderen Teilneh-
merinnen und Teilnehmern 
ist, hat man zur Zeit des 
Lockdowns, als gar keine 
Fortbildungen mehr statt-
finden konnten, und in der 
Zeit danach gesehen, als 
nur digitale Angebote exis-
tierten. 

Für den HPR Gymnasien 
wird es in den nächsten 
Wochen darum gehen, bei 
den wichtigen Entschei-
dungen des Kultusministe-
riums nicht übergangen, 
sondern ordnungsgemäß 
beteiligt zu werden. Die zu 
treffenden Entscheidun-
gen unterliegen jetzt nicht 
mehr dem enormen Zeit-
druck zu Hochzeiten der 
Epidemie, als viele davon 
täglich getroffen und ver-
kündet werden mussten.

Stand der Dinge bei der digitalen 
Bildungsplattform und beim 
Messengerdienst Threema 

Der HPR Gymnasien ist zu-
sammen mit den anderen 
Hauptpersonalräten in ei-
ner Arbeitsgruppe des Kul-
tusministeriums vertreten, 
die für den bereits verfüg-
baren Messengerdienst 
Threema eine Nutzungs-
ordnung erarbeitet. Ebenso 
wird an einer neuen Bil-
dungsplattform gearbeitet, 
die dann dienstliche Mail-
adressen für die Lehrkräf-
te, dienstliche Textverar-
beitungsprogramme und 
eine Kommunikationsplatt-
form enthalten soll. Hierbei 
wird es um eine Nutzungs-
ordnung und eine überar-
beitete Rahmendienstver-
einbarung gehen. 

Der Hauptpersonalrat 
Gymnasien fordert in die-
sem Zusammenhang, dass 
die Lehrkräfte endlich 
auch mit dienstlichen End-
geräten ausgestattet wer-
den, deren Wartung und 
Programme dann ebenfalls 
vom Dienstherrn, also vom 

Land Baden-Württemberg 
bzw. vom Kultusministeri-
um übernommen bzw. zur 
Verfügung gestellt werden. 

Gerade durch die Coro-
na-Krise und den damit 
notwendig gewordenen Un-
terrichts- und Kommunika-
tionsformen ist deutlich ge-
worden, dass es nicht sein 
kann, dass Lehrkräfte ihre 
privaten Geräte einfach so 
für den Unterricht und die 
Kommunikation mit Schü-
lern, Eltern oder Kollegen 
verwenden. 

Da durch den Digitalpakt 
Schule nun wesentlich 
mehr Geräte an den Schu-
len zu betreuen sind, hat 
der HPR Gymnasien auch 
eine erhöhte Anrechnung 
für die Netzwerkberaterin-
nen und Netzwerkberater 
gefordert, denn diese wen-
den seit Jahren viel Zeit für 
die Betreuung der Netzwer-
ke in den Schulen auf, die 
ihnen nicht adäquat vergü-
tet wird.

Aktuelles aus dem Hauptpersonalrat Gymnasien

Für Sie im Hauptpersonalrat Gymnasien beim Kultusministerium + Für Sie im HPR Gymnasien beim KM

Jörg Sobora 
Vorsitzender

Ursula Kampf 
Vorstandsmitglied 

Arbeitnehmervertreterin

Ralf Scholl 
Vorstandsmitglied

Karin Fetzner Martin Brenner Claudia Hildenbrand Cord Santelmann

Stefanie Wölz Konrad Oberdörfer Andrea Pilz

Die PhV-Fraktion 
im HPR

Christian Unger Björn Sieper



Gemeinschaftssch
’Schüler zu gegenseitiger Hilfe aus-
gebildet’ (Stuttgarter Zeitung, 18. 
Februar 2020), ’Erste Bewährungs-
probe mit Bravour bestanden’ 
(GEW, 5. Dezember 2018), ’Lehrer 
an Gemeinschaftsschulen – ’Ich 
bin als Sozialarbeiter geendet.’’ 
(FAZ, 14. Februar 2020), ’Gymna-
siallehrer üben herbe Kritik an Ge-
meinschaftsschulen: Das ist eine 
komplette Sackgasse.’’ (Badische 
Neuste Nachrichten 13. Februar 
2020) – Das ist eine Auswahl von 
Schlagzeilen zum Thema ’Gemein-
schaftsschulen’, die zeigt, wie sehr 
um diese Schulform teilweise auch 
sehr emotional gestritten wird. 
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Fortbildungen 
 

Auch in diesem Bereich wird unter Be-
teiligung des HPR Gymnasien gerade 
in einer Arbeitsgruppe des ZSL an ei-
ner Rahmendienstvereinbarung Fort-
bildungen gearbeitet. Diese soll dann 
die zentralen Aspekte wie die Beteili-
gung der Personalvertretung, die Fort-
bildungsplanung, die Uhrzeiten bzw. 
die Dauer von Fortbildungen, die Teil-
nehmerauswahl usw. regeln. Der HPR 
Gymnasien achtet grundsätzlich da-
rauf, dass in normalen Zeiten ein ge-
sundes Verhältnis von Präsenz- und 
digitalen Angeboten existiert und die 
Lehrkräfte für die Fortbildungen eine 
angemessene Unterrichtsbefreiung er-
halten. Außerdem mahnt der HPR im-
mer wieder fachwissenschaftlich 
hochwertige Fortbildungen an. Leider 
ist das ZSL noch mit seinem eigenen 
Aufbau und der Sicherung der Fortbil-
dungen beschäftigt und kann im Mo-
ment noch wenige neue Impulse lie-
fern.

Einstellungen 
 

In diesem Jahr gab es erst-
mals das Entfristungsver-
fahren für langjährig be-
währte Nichterfüllerinnen 
und Nichterfüller, bei dem 
auch viele gymnasiale Lehr-
kräfte zum Zug kamen. Wir 
freuen uns für diese Lehr-
kräfte, die nun eine gesi-
cherte berufliche Perspekti-
ve haben. 

Da die zahlreichen Ein-
stellungsverfahren erst En-
de September abgeschlos-
sen sein werden, können 
noch keine genauen Zahlen 
veröffentlicht werden. Die 
Zahl der Einstellungen be-
wegt sich aber grob im Rah-
men der Vorjahre. Wieder 
ist zu beobachten, dass es 
zahlreiche Absagen auf Lis-
tenangebote gegeben hat. 
Deshalb ist es auch sehr 
schwierig zu prognostizie-
ren, wie hoch die Einstel-
lungschancen sind. Die er-
folgreiche Einstellung ist ei-
ne Mischung aus Fächerbe-
darfen der Schulen, angege-
benen Einstellungsbezirken 
und der jeweiligen Leis-
tungsziffer. Wenn andere, 
bessere Bewerberinnen 
oder Bewerber für die glei-
chen Einstellungsbezirke 
und Fächer Stellen ableh-
nen, kommt man unter Um-
ständen mit einer schlechte-
ren Leistungsziffer zum Zug.

Beförderungen 
 

Beim zweiten Beförderungsprogramm 
für das Jahr 2020 für Studienrätinnen 
und Studienräte sowie für Lehrkräfte 
im Arbeitnehmerverhältnis im Oktober 
stehen landesweit 137 Stellen zur Ver-
fügung. Diese Stellen verteilen sich 
wie folgt auf die Regierungsbezirke: 
 
RP Stuttgart 43 
RP Karlsruhe 34 
RP Freiburg 34 
RP Tübingen 26.

Aktuelles aus dem Hauptpersonalrat Gymnasien

Verabschiedung von ausscheidenden HPR-Mit- 
gliedern und Nachrücken von neuen Mitgliedern 
 
Der Hauptpersonalrat Gymnasien hat in seiner letzten Sitzung vor der 
Sommerpause seine wohlverdienten Mitglieder Jürgen Stahl (GEW) 
und Claudia Hildenbrand (PhV) in den Ruhestand verabschiedet. Für 
diesen wünschen wir den Beiden alles Gute. 

Nachgerückt sind Waltraud Kommerell (GEW) und Anne Käßbohrer 
(PhV). Wir wünschen den neuen Mitgliedern einen guten Start im Gre-
mium.

Jörg Sobora

Gemeinschaftsschulen

D
ie Rektorin der Friedrich-Heuß-Ge-
meinschaftsschule in Haßmersheim, 
Kerstin Neunecker-Weis, beantwor-

tet aus ihren Erfahrungen heraus Fragen 
zu dieser Schulform. Die Gemeinschafts-
schule startete 2013 in der zweiten 
Tranche und hat im letzten Schuljahr den 
ersten Realschuljahrgang erfolgreich zur 
Mittleren Reife geführt. Insgesamt besu-
chen momentan 200 Schülerinnen und 
Schüler die Friedrich-Heuß-Schule, wo 
unter anderem auch vier Gymnasiallehr-
kräfte unterrichten. Die Klassen 5 bis 9 
sind durchgängig zweizügig, es gibt eine 
10. Klasse. 

 

?
 Sieben Jahre Gemeinschaftsschule 

(GMS) – Wie bewerten sie diese 
Schulart? 

Die Schulart Gemeinschaftsschule ist eine 
Bereicherung für unser Bildungssystem, 
aber auch für die Gesellschaft allgemein. 
In vielen Bundesländern lernen die Schü-
lerinnen und Schüler ja bereits aus gutem 



Gemeinschaftsschulen
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ule von einer anderen Seite gesehen 

Grund gemeinsam bis zum sechsten 
Schuljahr. An der Gemeinschaftsschu-
le ist ein noch längeres und gemeinsa-
mes Lernen möglich, so dass alle so-
wohl in fachlicher als auch in sozialer 
Hinsicht voneinander profitieren kön-
nen. Außerdem lernen die Schülerin-
nen und Schüler der Gemeinschafts-
schule mit eigenen Stärken, aber auch 
Schwächen umzugehen. Bis zur Ent-
scheidung über den gewählten Schul-
abschluss, der frühestens in Klassen-
stufe 8 getroffen werden muss, ist das 
Lernen in den einzelnen Fächern auf 
unterschiedlichen Niveaustufen mög-
lich und somit eine sehr spezifische in-
dividuelle Förderung. 

 

?
 Viele Eltern wünschen sich eine 

Rückkehr zum neunjährigen 

Gymnasium. – Wie beurteilen 
Sie die Forderung der Eltern? 
Diese Forderung scheint mir in vielen 
Bereichen nachvollziehbar. Kinder 
und Jugendliche brauchen Zeit, um 
sich gefestigt zu entwickeln. Das Ge-
lernte muss in einem angemessenen 
(nicht nur zeitlichen) Rahmen zu ver-
arbeiten sein. Maßstäbe, die ein »Im-
mer besser und immer schneller« sug-
gerieren, führen eher zu gestressten 
Schülerinnen und Schülern. Zudem 
stehen den siebzehnjährigen Abituri-
entinnen und Abiturienten nicht alle 
Ausbildungsmöglichkeiten offen, da 
sie schlichtweg zu jung sind und dann 
nicht immer profitable Übergangslö-
sungen gefunden werden können. 

Der Weg zum Abitur über die Ge-
meinschaftsschule ist immer der neun-
jährige Bildungsweg. Lassen wir den 
Schülerinnen und Schülern doch die 
Zeit! Wir hatten sie früher auch…. 

 

?
 »Die Abschaffung der verbind- 

lichen Grundschulempfehlung 

mit der Rückkehr zum G9 könnte 

mittelfristig dazu führen, dass sich 

das G9 ungewollt zu einer Art 

Gemeinschaftsschule entwickelt.« 

(Thorsten Bohl) – Besteht nach Ihrer 
Ansicht eine solche Gefahr für das 
Gymnasium? 
Ich teile diese Meinung nicht. Das 
Prinzip des Lernens an einer Gemein-
schaftsschule ist doch ganz anders auf-
gebaut als an einem Gymnasium. Und 
aufmerksame Eltern erkennen diese 
Unterschiede beispielsweise bei den 
Informationsabenden, an denen sich 
die Schulen vorstellen. 

 

?
 Die Bereitschaft, sich als Gym- 

nasiallehrer an eine Gemein-

schaftsschule abordnen zu 

lassen, ist sehr gering. – Was sind 
nach Ihrer Meinung die Ursachen? 
Hier ist die fehlende Oberstufe sicher 
ein schwerwiegendes Argument. Da 
die Schülerzahlen vielerorts den Auf-
bau einer gymnasialen Oberstufe 
schlichtweg nicht möglich machen, 
fehlt für Gymnasialkollegen der Teil, 
in dem sie ihre Schülerinnen und 
Schüler zum erfolgreichen Schulab-
schluss, dem Abitur, führen und be-
gleiten können. 

Die Kooperation mit allgemeinbil-
denden Gymnasien, die einer Teilab-
ordnung von Kolleginnen und Kolle-
gen positiv gegenüberstehen, könnte 
hier zur Steigerung der Attraktivität 
beitragen. Und ganz nebenbei könn-
ten alle Beteiligen auch noch in ande-
ren Bereichen voneinander profitie-
ren… 

Zudem stehen an jeder Gemein-
schaftsschule A14 Stellen zur Verfü-
gung, so dass auch hier die Möglich-
keit zum Aufstieg zur Oberstudienrä-
tin/zum Oberstudienrat gegeben ist. 

 

?
 »Viele Lehrer, die guten Willens 

und hochmotiviert sind, fühlen 

sich durch die neuen Unterrichts-

formen und den Ganztagesbetrieb 

zermürbt.« (FAZ 27. Februar 2016) – 
Geben Sie bitte eine Einschätzung 
aus Ihrer Sicht als Schulleiterin. 
Zugegeben, zu Beginn stellte das Ar-
beiten an der Gemeinschaftsschule ei-
ne große Herausforderung für die 
Lehrenden dar. Die passenden Mate-
rialien für das Arbeiten auf den drei 
Niveaustufen mussten teils komplett 
neu und vor allem selbst erstellt wer-
den. Doch dies hat sich in den letzten 
Jahren sukzessive verbessert. Die 
Schulbuchverlage haben auf den neu-
en Bildungsplan reagiert und bieten 
mittlerweile durchgehend niveaudiffe-
renziertes Arbeitsmaterial an. 

Die Heterogenität der Schüler-
schaft ist außerdem keine gemein-
schaftsschulspezifische Erscheinung! 
Und der Ganztagesbetrieb erhöht 
nicht die Deputatsstunden der einzel-
nen Lehrkräfte. Dass es zu Verschie-
bungen in der Arbeitszeit kommen 
kann, ist sicher richtig. Gezeigt hat 
sich aber auch, dass die Arbeitsbelas-
tung vor allem dort als geringer emp-
funden wird, wo ein guter Austausch 
im Kollegium stattfindet. 

 

?
 Der Bildungswissenschaftler 

Thorsten Bohl hat weniger 

Pflichtstunden und mehr Per- 

sonal für die Gemeinschaftsschule 

verlangt. – Wie bewerten Sie diese 
Forderungen angesichts der Tat- >>>>

>> >> Kerstin Neunecker-Weis 
ist Rektorin der Friedrich- 
Heuß-Gemeinschaftsschule 
in Haßmersheim.



•• Heute: Richard Zöller 
 

Richard Zöller unterrichtet die Fächer Deutsch, 
Geschichte und Wirtschaft. An seiner Schule war er 
als ÖPR-Vorsitzender aktiv. Ferner war er Mitglied im 
BPR-Karlsruhe und im Hauptpersonalrat. 

Er ist Abteilungsleiter unter anderem mit den 
Schwerpunkten Inklusion und Integration. Unter 
’sozialem Lernen’ versteht er den Erwerb sozialer 
Kompetenzen im Umgang miteinander. Dies erfasst 
den innerschulischen und außerschulischen 
Bereich. Die Betreuung der Bildungspartnerschaften 
ist ein weiterer Bereich seines Aufgabenfeldes.

Aus dem Redaktionsteam
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Anforderungen erfüllen. – Wie 
schätzen Sie die Anforderungen 
des E-Niveaus in Bezug auf einen 
Wechsel an ein Gymnasium ein? 
Hierüber findet im Kollegium ein of-
fener Austausch statt. Vor allem unse-
re gymnasialen Lehrkräfte werden 
hier immer wieder ratsuchend einbe-
zogen. Und nicht zuletzt ermöglicht 
der Austausch mit den Kooperations-
partnern der beruflichen Gymnasien, 
die Anforderungen der gymnasialen 
Oberstufe zu kennen. Da die Ent-
scheidung über die Schullaufbahn 
schon recht früh (ab Klasse 8) getrof-
fen werden muss, ist bei vielen Schü-
lerinnen und Schülern auch schon ab-
sehbar, welcher Schulabschluss ange-
strebt werden soll. Insofern sind die 
Beratungen über diesbezüglich erwar-
tete Leistungen auch sehr deutlich. 

Schülerinnen und Schüler, die an 
unserer Gemeinschaftsschule im letz-
ten Jahr einen Realschulabschluss er-
worben haben und ihre schulische 
Laufbahn an einem beruflichen Gym-
nasium fortsetzten, kommen beispiels-
weise gut zurecht. 

 

?
 Was sind nach Ihrer Meinung die 
Gründe, dass die Schülerzahlen 
für die gymnasiale Oberstufe an 

der Gemeinschaftsschule landesweit 
hinter den Erwartungen zurückgeblie-
ben sind? 
Die Gemeinschaftsschule ist immer 
noch dabei, sich im Bildungssystem zu 
etablieren. Außerdem liegen viele 
Gemeinschaftsschulen in ländlichen 

Bereichen, in denen die Schulen eher 
klein sind und so die Schülerzahlen 
insgesamt niedriger liegen. 

 

?
 ’Kooperationsvereinbarungen’ – 

Das Kultusministerium möchte, 

dass diese auch zwischen Ge-

meinschaftsschulen und Gymnasien 

abgeschlossen werden. – Welche 
Chancen und Risiken sehen Sie in 
diesen Vereinbarungen mit den 
Betroffenen? 
Wenn die Bereitschaft zur Kooperation 
vorliegt, bietet diese einen Gewinn für 
alle. Bisher sind es vor allem die beruf-
lichen Gymnasien, die sich bereitwillig 
für eine Kooperation zur Verfügung 
stellen. So basiert die Kooperation an 
unserer Schule vor allem darauf, dass 
die damit verbundenen Möglichkeiten 
schon früh transparent gemacht wer-
den. Dies beginnt beim Aufzeigen der 
Bildungswege und geht bis hin zur Ver-
mittlung der Anforderungen einzelner 
Fachbereiche und Profile. Informati-
onsveranstaltungen, Workshops und 
Schnuppertage unterstreichen dies. 

 

?
 In den Vorgaben des Kultus- 

ministeriums werden die all- 

gemeinbildenden Gymnasien 

(ausdrücklich) als Kooperations- 

partner genannt. – Wie stellen Sie 
sich diese Kooperation vor? 
Die Kooperation mit den allgemein-
bildenden Gymnasien wäre ein wichti-
ger Schritt. Doch bisher zeigen diese 
leider wenig Kooperationsbereit-
schaft. Hier sei der Hinweis erlaubt, 
dass eine Kooperation auch zur Siche-
rung des gymnasialen Niveaus beitra-
gen kann und in keiner Weise ver-
kürzt als ein Niveauverlust propagiert 
werden darf. 

Die Möglichkeiten zur Kooperation 
kann auf verschiedenen Ebenen an-
setzen: allgemeiner kollegialer Aus-
tausch, gemeinsame Fachkonferen-
zen, Betreuung professioneller Lern-
gemeinschaften oder gemeinsame Ar-
beitsgemeinschaften. Nicht zuletzt er-
wähne ich noch einmal die (Teil-) 
Abordnung von Kolleginnen und Kol-
legen. Erfahrungen im Bereich des 
Lernens, im Umgang mit der Hetero-
genität und in der Elternarbeit sind 
hier für beide Seiten bereichernd. 

Das Interview führte Richard Zöller

sache, dass diese Schulart schon 
jetzt eine ungewöhnlich gute Ausstat-
tung hat und bei der Lehrerzuweisung 
bevorzugt wird? 
Da das individuelle Lernen zentraler 
Bestandteil des Lernens an der Ge-
meinschaftsschule ist, kann ich diese 
Forderung gut nachvollziehen und un-
terstützen. Gerade für die Unter-
richtsstunden des individuellen Ler-
nens wäre es wünschenswert, mehr 
Lehrkräfte für eine optimale Betreu-
ung zur Verfügung zu haben. Außer-
dem ist die regelmäßige Rückmeldung 
an die Lernenden und die Eltern in 
Form von Coaching und Lernentwick-
lungsgesprächen ein fester Bestandteil 
des Gemeinschaftsschulprinzips. Dies 
ist sehr zeitintensiv. 

 

?
 An der Gemeinschaftsschule 

lernen Schülerinnen und Schüler 

auf unterschiedlichen Niveau- 

stufen. – Welche Erfahrungen haben 
Sie mit den Niveaustufen und ihrer 
Umsetzung gemacht? 
Überwiegend gute. Vor allem, weil 
die Schülerinnen und Schüler mit- 
und voneinander lernen. Dennoch ist 
es eine Herausforderung. Die Lehr-
kräfte bekommen quasi täglich ein 
Gefühl dafür, welche tollen Leistun-
gen möglich sind und anders herum 
formuliert ist auch deutlich sichtbar, 
wo klare Grenzen liegen. 

 

?
 Beim Wechsel von der Gemein-

schaftsschule auf eine andere, 

weiterführende Schulart müssen 

Schülerinnen und Schüler gewisse 
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Anmerkung der Redaktion: Erratum – in Teil 1 wurde 
das Wort die Insel versehentlich als ἡ νησί  abge-
druckt, es muss natürlich ἡ νῆσος  lauten. Die Alt-
philologen möchten uns dies verzeihen! 

 

D
ie Benennung der biologischen Geschlechter mittels 
des Ausgangsgenus und des dritten, später als Femini-
num klassifizierten Genus, ist eine Sekundärerschei-

nung, die sich über die älteren semantischen Schichten der 
Genera zwar wie eine grobmaschige Decke gelegt, sie aber 
niemals vollständig bedeckt hat. Andernfalls könnten sich 
heute Männer mit ’Feminina’ wie Person, Geisel, Waise, 

Koryphäe, Frauen mit ’Maskulina’ wie Mensch, Schatz oder 
gar Star nicht gemeint fühlen. Dass sie es immer noch kön-
nen, verdanken sie – allen allzu gut gemeinten Korrektur-
versuchen zugunsten einer ironischerweise längst beste-
henden sprachlichen Geschlechtergerechtigkeit zum Trotz1 
– der ungebrochenen Produktivität der Elementarschich-
ten des Genussystems im Deutschen. Dieses sprachliche 
Kapital in seiner Substanz zu gefährden, erinnert an einen 
Eingriff in ein intaktes Ökosystem2. 

Hinzu kommt, dass der Begriff ’Mann’ seinem Ursprung 
nach überhaupt nicht und der Begriff ’Frau’ nur mittelbar 
geschlechtsbezogen ist. ’Mann’ in seiner übergeordneten 
Bedeutung als ’Mensch’ leitet sich ab von einem indoger-
manischen Wortstamm, der im Deutschen unter anderem 
im Verb ’mahnen’ in Erscheinung tritt und ursprünglich 
ein Lexem für ’überlegen’, ’denken’, ’vorhaben’, ’erregt 
sein’, ’sich begeistern’ (s.a. ’Manie’) war, also Eigenschaf-
ten benannte, die für typisch menschlich und nicht spezi-
fisch männlich erachtet wurden. ’Frau’ wiederum bedeutet 
ursprünglich ’Herrin’, ist also die weibliche Variante eines 
ursprünglich männlich konnotierten Begriffs (got. frauja = 
Herr, altisländ. Freyr [m] und Freyja [w]). 

Nun aber zu der oben genannten Sekundärerscheinung, 
also zu der Benennung der biologischen Geschlechter mit-
hilfe des Ausgangsgenus (Genus commune) und des drit-
ten Genus, die dadurch eine zusätzliche Funktion als Mas-
kulinum bzw. als Femininum bekommen: Das neue dritte, 
später als Femininum klassifizierte Genus bot die Möglich-
keit, weiblich besetzte Nomina aufzunehmen und zu bil-
den. Somit konnte ’lupa’ von ’lupus’ (Wölfin/Wolf), ’puel-
la’ von ’puer’ (Mädchen/Junge), ’Freyja’ von ’Freyr’, ’Her-
rin’ von ’Herr’ unterschieden werden3. Obwohl das Femi-
ninum diesbezüglich ungleich spezifischer wurde als das 
unverändert als Genus commune fungierende Ausgangsge-
nus, ist dies nur eine Funktion des Femininums geblieben, 
im Hinblick auf die enorme Fülle des femininen Nominal-
bestands sogar eine eher beiläufige. 

Zur Bildung eines eigenständigen, vom Genus commune 
losgelösten Maskulinums ist es im Deutschen nie gekom-
men. Was heute als Maskulinum bezeichnet wird, ist nach 
wie vor das Genus, mit welchem – in dieser Reihenfolge! – 
neben Vorgängen, Zuständen und Gegenständen, Pflanzen 
und Tieren, Personen im Allgemeinen und männliche 

von Dr. Veit Gruner

Ist das Deutsche eine 
geschlechter-ungerechte Sprache? 

Ein Plädoyer für das Genus commune (Teil 2*) 

* Fortsetzung aus Ausgabe 07-08/2020 >>>>
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Personen im Besonderen benannt werden können. Das 
Maskulinum subsumiert also nicht das Allgemeine, son-
dern das Allgemeine subsumiert das Maskulinum. Anders 
ausgedrückt: Das Genus commune ist keine Funktion des 
Maskulinums, sondern das Maskulinum eine Funktion des 
Genus commune! Eine plausible Erklärung dafür, dass 
beim Femininum eine solche Ambiguität (Beispiele: Gei-

sel, Koryphäe, Leiche, Person, Waise) seltener anzutreffen 
ist als beim ’Maskulinum’, liegt also eher in seiner späteren 
Entstehung als in einer sozial bedingten untergeordneten 
Stellung gegenüber dem Maskulinum. Nach wie vor er-
schließt es sich nur aus dem Kontext, ob es sich bei Schü-

lern um Jungen und Mädchen oder nur um Jungen handelt, 
während es sich bei Schülerinnen nur um Mädchen han-
deln kann4. Wer hier eine Eindeutigkeit stiften und unter 
Schülern nur Jungen verstehen will, beraubt das ’Maskuli-
num’ seiner angestammten geschlechterübergreifenden 
Funktion als Genus commune und trägt damit bei zu einer 
nutzlosen Verkomplizierung der Sprache bei gleichzeiti-
gem Nuancenverlust. Und die These, im Genus commune 
alias ’generischen Maskulinum’ seien weibliche Personen 
nur mitgemeint, blendet aus, dass dies auf männliche Per-
sonen nicht weniger zutrifft. Ein solches bloßes Mitge-
meintsein männlicher Personen beträfe dann auch das fe-
minine Personalpronomen in seinen Pluralformen ’sie’ und 
’Sie’: »Sehen Sie, wie sie (die Schüler) sich auf die Ferien 
freuen.« Im gewöhnlichen sprachlichen Alltag entsteht bei 
der Pluralform dieses Personalpronomens das innere Bild 
weiblicher Wesen jedoch immer erst dann, wenn es auch 
tatsächlich um solche geht5. Und das innere Bild, das sich 
beim Hören oder Lesen des Wortes Schüler als Überbe-
griff spontan einstellt, beinhaltet spätestens seit der schon 
geraume Zeit zurückliegenden Einführung der allgemei-
nen Schulpflicht Jungen und Mädchen in ihrer Funktion 
eben als – Schüler. Sollte ein motivierter Sprachgebrauch, 
zu dessen Essenz gehört, das Genus commune zurückzu-
drängen, bis es seine normative Kraft verloren hat, zur Re-
gel werden, entsteht ein möglicherweise nicht wiedergutzu-
machender Schaden an der Vielfalt der Ausdrucksmöglich-
keiten und am poetischen Reiz unserer Sprache, die damit 
um keinen Deut ’gerechter’, sondern nur ärmer und aufge-
schwemmter wird, wie das folgende, gewiss zugespitzte, 
fiktive Beispiel zeigt: Im Geschichtsunterricht erfahren die 
Schüler*innen viel über den Alltag der Einwohner*innen 
des antiken Athen, der Griech*innen in anderen Städten, 
das Verhältnis einer Pflanzstadt zu ihrer Elter*stadt, die 
Kontakte der Griech*innen zu Ägypter*innen, 
Phönizier*innen und Römer*innen. Sie lernen die sozialen 
Schichten des alten Rom kennen, das Verhältnis zwischen 
Patrizier*innen und Plebejer*innen, die vielfach Bäuer*in-
nen und Handwerker*innen waren, zwischen Patron*in 
und Klient*in, Freien und Sklav*innen, unter denen viele 
den Beruf de* Bergarbeiter*in oder de* Hirt*in ausüben 
mussten, römischen Bürger*innen und römischen Bundes-
genoss*innen. Später kommen dann Kelt*innen und Ger-
man*innen hinzu, etwa die Kriege mit den Gallier*innen 
und die Invasionsversuche der German*innen. Während 

im antiken Griech*innenland die Menschen an viele 
Gött*innen glaubten, sind sie heute in der Mehrzahl 
Christ*innen. Und statt Zufußgehende und Eseltreibende 
sind sie heute vielfach Rad- und Autofahrende, die be-
müht sind, auf andere am Verkehr Teilnehmende wie Zu-
beschulende und Senior*innen Rücksicht zu nehmen. Auf 
der letzten Konferenz der griechischen Bürger*innenmeis-
ter*innen wurde diese positive Entwicklung auch von den 
eingeladenen Minister*innen ausdrücklich gelobt. 

Es zeigt sich schon auf den ersten Blick, dass mit einer sol-
chen Ausdrucksweise die Aufmerksamkeit auf Sachverhalte 
gelenkt werden soll, um die es im Text, wenn überhaupt, 
höchstens am Rande geht. Dahinter dürften Bestrebungen 
stehen, mit dem Genderstern als Vehikel hartnäckig, zielstre-
big und ohne jede Scheu vor irreversiblen sprachlichen Ver-
werfungen auf eine Vorrangstellung des Femininums hinzu-
arbeiten – Bestrebungen, die keiner anderen Notwendigkeit 
folgen als der, welche von ihren Protagonistinnen zu einer 
solchen erklärt wurde. Von einem natürlichen Sprachwandel 
kann bei einer solchen Strategie selbst dann keine Rede sein, 
wenn Anhänger mobilisiert werden können. 

Was tun, wenn man sich ohne einen Verzicht auf das Ge-

nus commune, aber auch ohne Genderstern oder Binnen-I 
geschlechtersensibel ausdrücken will? Man könnte, was 
namhafte Linguisten vorschlagen, das Genus commune 
weiterhin überall dort benutzen, wo es um allgemeine, 
nicht unmittelbar personenbezogene Aussagen geht: Die 
Briten entschieden sich anders, als sich die Befürworter ei-
nes starken, einigen Europas erhofft hatten. Das Votum 
der Wähler stößt vor allem viele Bürger Schottlands, die 
wie die Nordiren mehrheitlich gegen den Brexit gestimmt 
hatten, vor den Kopf. Europäische Politiker sind entsetzt, 
bei den Aufsichtsräten führender Wirtschaftsunternehmen 
herrscht Verwirrung (eigenes Beispiel). 

Kein Änderungsbedarf besteht auch bei Hinweistafeln, 
die an Anlieger, Autofahrer, Benutzer, Besucher, Bewoh-
ner, Busfahrer, Fahrer, Fußgänger, Hundehalter, Lokfüh-
rer, Mieter, Nichtschwimmer, Passanten, Radfahrer, Rau-
cher, Schwimmer, Skifahrer, Spaziergänger, Zulieferer 
usw. gerichtet sind, zumal sie ohne Artikel ohnehin ge-
schlechtsindifferent sind. 

Bemerkenswerterweise machen die meisten Tageszei-
tungen und das Gros der Wochen- und Monatsmagazine 
vom Genus commune auch dann Gebrauch, wenn die Arti-
kel von Frauen verfasst werden. Literatinnen wie Monika 
Maron und Eva Menasse sprechen sich ausdrücklich gegen 
das ’Gendern’ aus und auch unter Linguistinnen finden 
sich nicht wenige, die zu der Gendersprache eine skepti-
sche, wenn nicht gar ablehnende Haltung einnehmen. Neu-
esten Umfragen zufolge (zum Beispiel von ’Die Welt’) 
fühlt sich die Mehrzahl der Frauen vom Genus commune 
nach wie vor angesprochen und wünscht keine Gender-
sprache, obwohl von feministischer Seite wiederholt An-
läufe unternommen wurden, mit psycholinguistischen 
Tests (deren Methodik allerdings umstritten ist und deren 
Ergebnisse keineswegs immer den in sie gesetzten Erwar-
tungen entsprechen) das Gegenteil zu beweisen6. Nicht we-
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nige Frauen empfinden die Gendersprache sogar als eine 
anmaßende Vereinnahmung. 

Geht es, wie im obigen Beispiel, nicht um allgemeine 
Aussagen, sondern um bestimmte Personen, ist das Split-
ting, also die zusätzliche Verwendung der movierten Form, 
angemessen. Jeder höfliche Mann begrüßt sein aus Frauen 
und Männern zusammengesetztes Kollegium gerade des-
halb mit »Liebe Kolleginnen und Kollegen«, weil er damit 
dem anderen Geschlecht seine Ehrerbietung zum Aus-
druck bringen will (so altmodisch dies auch sein mag). 
Ebenso ein Zeichen von Höflichkeit ist die persönliche 
Anrede »Liebe Leserin, lieber Leser« im Editorial einer 
Zeitschrift. Und Regierungschef der Bundesrepublik 
Deutschland (allgemeine Aussage, deshalb Genus commu-

ne) ist momentan Bundeskanzlerin Angela Merkel (spezi-
fische Aussage, deshalb in diesem Fall Femininum) und 
nicht der Bundeskanzler Frau Angela Merkel. 

Befinden sich ’Diverse’ in der Runde der Angesproche-
nen, ist gar nicht von vornherein ausgemacht, ob sie eine 
eigene Anredeform überhaupt wünschen. Im Zweifelsfall 
kann dann immer noch auf die Anrede »Werte Anwesen-
de« ausgewichen werden. Wenn sie sich weder als Mann 
noch als Frau empfinden, sollten sie aber immer noch über 
die Möglichkeit verfügen können, sich – statt nur von ei-
nem Gluckslaut oder einer kurzen Unterbrechung der 
Wortmelodie (-*-)! – von der geschlechterübergreifenden 
Seite des grammatischen Maskulinums, sprich vom Genus 

commune, angesprochen zu fühlen, vorausgesetzt natür-
lich, dieses kostbare sprachliche Gut wird nicht zerstört, 
sondern gepflegt und steht uns weiterhin zur Verfügung. 
Dasselbe betrifft die geschlechterübergreifende Funktion 
des Personalpronomens ’Sie’ (bzw. ’sie’ als Plural). 

Ist etwa von ’Grundschullehrern’ die Rede, stellt man 
sich, seiner Realitätserfahrung folgend, eher weibliche als 
männliche Lehrkräfte vor. Geht es um ’Politiker’, weiß je-
der aus eigener Anschauung, dass es sich hierbei, jedenfalls 
heutzutage und in so gut wie allen hochentwickelten Län-
dern, gleichermaßen um Männer wie Frauen handeln 
kann. Im Falle von ’Informatiker’ ist die Doppelnennung 
sinnvoll und hilfreich, solange dort Frauen noch klar in der 
Minderheit sind: Die Besucher bekamen Gelegenheit, sich 
mit dem neuen Team aus jungen Informatikerinnen und 
Informatikern über ihre Aufgabenbereiche zu unterhalten. 
Sie erfuhren, dass das Team gerade an einer neuen Soft-
ware für die Nutzer von Navigationsgeräten arbeitet. 

Im Mittelpunkt der personenbezogenen Aussage stehen 
nicht die Besucher und die Nutzer, sondern die jungen In-
formatikerinnen. Der Leser erhält die nicht unwesentliche 
Information, dass der Beruf des Informatikers nun (immer 
öfter) auch von Frauen ausgeübt wird. Würde dieser Text 
durchgehend gegendert, ginge diese inhaltliche Nuance 
verloren7. 

Fallbezogenheit zeugte schon immer von mehr Sprach-
gefühl als starrer Schematismus, und so möge es bleiben, 
im Interesse eines von gegenseitiger Achtung geprägten 
zwischenmenschlichen Umgangs ebenso wie im Interesse 
des Erhalts und der Pflege unserer so überaus nuancenrei-

chen deutschen Sprache. Und in dieser Hinsicht wird sich 
gewiss ein von Vernunft gelenkter gesellschaftlicher Kon-
sens finden lassen. Die deutsche Sprache muss nicht ’ge-
rechter’ gemacht werden. Sie ist es schon längst. Was ge-
rechter werden muss, ist der Umgang mit ihr seitens derer, 
die sie aus ihrer voreingenommenen und einseitigen Sicht 
für ungerecht erklärt haben und damit handeln wie Ärzte, 
die bei einer gesunden Person Krankheitssymptome diag-
nostizieren und dann so lange therapieren, bis der ver-
meintliche Patient tatsächlich krank ist. 

Linguisten, die sich rein wissenschaftlichen Zielen ver-
pflichtet fühlen, steht es selbstverständlich offen, nach 
Fußspuren zu suchen, welche Mann und Frau in ihrer Rol-
le als Geschlechtspersonen in sprachlichen Strukturen hin-
terlassen haben könnten8. Sie werden induktiv und ergeb-
nisoffen vorgehen, wenn sie auf die Frage des Ob und eines 
möglichen Wie zu stichhaltigen, kritischen Überprüfungen 
standhaltenden Antworten gelangen wollen. Mit der von 
Luise F. Pusch geforderten »radikalfeministischen Verve, 
Unbekümmertheit, Subjektivität und Parteilichkeit«9 wird 
dies mit Sicherheit nicht zu erreichen sein. 

Das ’gendergerechte’ Deutsch wird oft als ’zeitgemäß’ 
angepriesen. Dem ist entgegenzuhalten, dass Zeitgemäß-
heit noch nie ein Synonym für Richtigkeit war. Ich schließe 
deshalb mit einem Wort des berühmten Philanthropen Al-
bert Schweitzer: »Die Wahrheit hat keine Stunde, ihre Zeit 
ist immer und gerade dann, wenn sie am unzeitgemäßesten 
scheint.« (Albert Schweitzer, Zwischen Wasser und Ur-
wald, S. 167). 

 
1 So versucht die feministische Linguistik hartnäckig, das Genus commune zum rei-

nen Maskulinum umzudeklarieren (’generisches Maskulinum’, mit dem Frauen al-

lenfalls mitgemeint sind). Immerhin geht aus einem Urteil des Bundesgerichtshofs 

vom März 2018 hervor, dass es keinen Anspruch darauf gibt, sich von diesem ’ge-

nerischen Maskulinum’ nicht angesprochen zu fühlen. Siehe auch die Kolumnen 

von Peter Eisenberg in MERTON – Onlinemagazin des Stifterverbandes für die 

Deutsche Wissenschaft (https://merton-magazin.de), darunter ’Das dritte Ge-

schlecht und das dritte Genus’. 

2 Stellenausschreibungen werden jetzt mit dem Zusatz ’(m/w/d)’ versehen. Nomina 

agentis wie zum Beispiel ’Abteilungsleiter’ können damit weiterhin verwendet wer-

den. Dieser Zusatz könnte dem Genus commune spätestens dann zu seiner voll-

ständigen Rehabilitierung verhelfen, wenn es zu einer Selbstverständlichkeit ge-

worden ist, dass Abteilungsleiterstellen auch an Frauen und Diverse vergeben wer-

den. Der Zusatz ’(m/w/d)’ würde dann überflüssig, zurück bliebe allein das auch 

Diverse unter seine Fittiche nehmende Genus commune. 

3 λύκαινα, die feminine Form zu griech. λύκοϛ (Wolf), wird auch im Neugrie-

chischen nur selten benutzt. 

4 Gemeint sind hier Schüler im schulpflichtigen Alter. – Alle drei Silben von ’die 

Schüler’ sind geschlechtsneutral: der Pluralartikel ’die’, die Wortwurzel ’schül-’ und 

das dem lat. ’-ari-’ entlehnte (s.o.) Suffix ’-er’. 

5 Der analoge Fall begegnet uns im Italienischen mit ’lei’ und ’Lei’. 

6 Ich berufe mich hier auf das Kapitel ’Psycholinguistik’ in Kubelik, Tomas: Genug 

gegendert!, Projekte Verlag, ein Imprint der FORMAT Verlagsgruppe, 1. Auflage 

2015. 

7 In offiziellen Bekanntmachungen der evangelischen Kirchen ist das Splitting ’Pfar-

rerinnen und Pfarrer’ üblich. Sollte ursprünglich damit herausgestellt werden, dass 

das Pfarramt nun auch von Frauen ausgeübt werden kann und auch wird, könnte 

dies heute, mehr als fünfzig Jahre nach Einführung der Frauenordination, als Ab-

grenzung gegen die katholische Schwesterkirche verstanden werden, in welcher 

das Pfarramt unverändert Männern vorbehalten ist. 

8 Der selben Frage könnte auch die Musikwissenschaft nachgehen: Gibt es Hinwei-

se auf geschlechtsspezifische Merkmale in Tonsystemen, melodischen, metri-

schen und rhythmischen Strukturen? Stehen hinter den Tongeschlechtern Dur 

und Moll biologische Geschlechter? 

9 Pusch, Luise F.: Das Deutsche als Männersprache, Aufsätze und Glossen zur femi-

nistischen Linguistik, edition suhrkamp, 14. Auflage (2015), S. 10.



Aus dem Schulleben

Leuchtturmschule steht am Abgrund 
 

Eine Schulgemeinschaft zwischen Hoffen und Bangen 

Wie konnte es soweit kommen, 
dass eine funktionierende Schu-
le in diese Situation gelangt? 
Um diese Frage beantworten zu 
können, bedarf es einer etwas 
ausführlicheren Analyse und 
Darstellung. 

 

Schule der Zukunft 
 

Zum Schuljahr 1977/1978 entstand das 
Michelberg-Gymnasium – kurz MiGy 
– in Geislingen/Altenstadt, um die 
Aufnahmekapazitäten des damaligen 
Geislinger Gymnasiums zu entlasten. 
Mit 30 Klassen, 850 Schülern und 52 
Lehrern ging es als mathematisch-na-
turwissenschaftliches Gymnasium an 
den Start, als erster Bau eines Schul-
zentrums Altenstadt, an dem später 
noch eine Realschule angebaut wur-
de. Bereits damals als »Schule der Zu-
kunft« bezeichnet, verfügte es über ei-
ne Schulbibliothek an zentraler Stelle 
sowie über Raumcluster und eine gro-
ße Sporthalle. Doch der Betonbau mit 
Flachdach kam in die Jahre, das Dach 
wurde undicht, die markante grüne 
Fassade entsprach nicht mehr den 
modernen Energievorschriften. Mit 
Einsetzung des neuen Schulleiters im 
Jahr 2009 gab es vom damaligen 
Oberbürgermeister das Versprechen 
einer Renovierung des Daches. 
Schnell wurde allerdings klar, dass es 
nicht mit dessen Abdichten getan war, 
das Gebäude sollte rundum saniert 

werden und im Zuge dessen auch 
nach den neuesten pädagogischen 
Standards ausgestattet werden. 
 

Schule als Lebensraum 
 
Von 2014 bis 2016 wurde das Michel-
berg-Gymnasium dank des Beschlus-
ses eines mutigen Geislinger Gemein-
derats generalsaniert. Das Endergeb-
nis sollte nämlich ein hochmodernes 
und zukunftsweisendes Plus-Energie-
Gebäude sein. Das Konzept des 
MiGy, gefördert durch die Bundesstif-
tung Umwelt, sollte als großartiges 
Leuchtturmprojekt vom ’Energiefres-
ser zum Kraftwerk’ Schule machen. 
Daneben hatte die Schule die Gele-
genheit, in enger Zusammenarbeit mit 
den Planern durch Umgestaltungen 
von Räumen und Flächen ein Schulge-
bäude als Lebensraum zu gestalten, 
das modernen pädagogischen Ansprü-
chen genügt. Doch schon während der 
Bauphase, die von der Schulgemein-
schaft weitgehend während des laufen-
den Betriebs ertragen werden musste, 
kam es zu Kostensteigerungen, die die 
Stadt an ihre finanziellen Grenzen 
trieb. Von anfänglich 13,6 Millionen 
Euro wuchs die Bausumme auf über 
20 Millionen Euro an. 

 

Moderne Ausstattung 
und Ganztagskonzeption 

 
Zur Einweihung im Oktober 2016 war 
zwar klar, dass noch kleinere Nachbes-

serungen in den Ferien stattfinden soll-
ten, aber die Freude überwog ange-
sichts des sichtbaren Ergebnisses: Ent-
standen sind Klassenräume mit moder-
ner Medienausstattung, großzügige 
Differenzierungsräume, ein lichtdurch-
flutetes Forum, naturwissenschaftliche 
Fachräume, die höchsten Sicherheits-
ansprüchen und modernen pädagogi-
schen Anforderungen entsprechen. 
Außerdem wurde eine großzügige 
Mensa integriert, die sowohl die Schü-
lerinnen und Schüler des Gymnasiums 
als auch der benachbarten Realschule 
versorgt und unter anderem durch Mit-
arbeiter der Lebenshilfe getragen wird. 
Ebenso wurden Räume für ein Ganz-
tagskonzept gestaltet, das von Schüle-
rinnen und Schülern der Klassen 5 bis 
7 begeistert angenommen wird. Akus-
tikdecken ermöglichen im gesamten 
Schulgebäude ruhige Lerninseln, die 
besonders von der Kursstufe genutzt 
werden. Ein vielfältiges AG-Angebot 
über alle Stufen hinweg und ein an-
spruchsvolles Konzept für außerunter-
richtliche Veranstaltungen bereichern 
das Schulleben. 

 

Containergebäude 
und Hiobsbotschaften 

 
Erste dunkle Wolken formierten sich 
am Horizont, als statische Schäden im 
eingeschossigen Gebäudeteil unter 
dem Absorber-Kollektoren-Doppel-
dach auftauchten, die in den Sommer-
ferien 2018 zur Sperrung eines Groß-
teils der im Erdgeschoss liegenden na-
turwissenschaftlichen Fachräume und 
der BK-Räume führten. Die Decken 
mussten abgesprießt werden, es kam 
zur Auslagerung sämtlicher Geräte 
und Einrichtungsgegenstände. Auf 
dem Schulhof entstand ein provisori-
sches Containergebäude mit acht 
Klassenräumen. Man arrangierte sich 
schnell mit diesem Zustand, konnte 
man doch in den noch zur Verfügung 
stehenden Räumen allen Unterricht, 
auch Fachunterricht, weiterhin mit ge-
wissen Einschränkungen erteilen und 
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auf eine baldige Rückkehr in die Räu-
me hoffen. Doch die Hiobsbotschaf-
ten nahmen kein Ende. Nach tieferge-
henden Untersuchungen des Brand-
schutzkonzeptes und der Fassade in 
den darauffolgenden Monaten wur-
den die inakzeptablen Planungs- und 
Ausführungsfehler am gesamten Ge-
bäude bekannt. Musste also mit gro-
ßem finanziellen Aufwand erneut sa-
niert werden, um das Gebäude zu ret-
ten? Der Geislinger Gemeinderat ließ 
vor dieser Entscheidung von einem 
Architekturbüro drei Varianten un-
tersuchen: Rückbau des MiGy bis auf 
den Rohbau und eine grundlegende 
erneute Sanierung (24,3 Millionen 
Euro), Abriss des MiGy und ein Neu-
bau am selben Standort (26,1 Millio-
nen Euro), Abriss des MiGy und Neu-
bau neben dem Helfenstein-Gymnasi-
um in der oberen Stadt (38,6 Millio-
nen Euro). Die Botschaft, dass das 
Weiterbestehen des MiGy in Gefahr 
ist und immense Summen auf den 
städtischen Haushalt zukommen, traf 
die Schulgemeinschaft wie auch die 
Geislinger Bürger, die in einer öffent-
lichen Veranstaltung informiert wur-
den, wie ein Schlag. 

 

Pläne für ein neues Gymnasium 
 

Dennoch erhofften sich bis Dezember 
2019 noch alle am Schulleben Beteilig-
ten, dass eine erneute Sanierung statt-

finden würde. Die Planungen für ein 
Containergebäude, in dem die gesamte 
Schule für einige Jahre untergebracht 
sein sollte, waren bereits weitgehend 
abgeschlossen, in den Sommerferien 
sollte umgezogen werden. Doch dann 
ereilten die Schulgemeinschaft kurz 
vor den Weihnachtsferien zwei weitere 
Nachrichten: Die Stadt Geislingen hat 
große Mühe, einen genehmigungsfähi-
gen Haushalt 2020 zu erstellen, ohne 
dass dabei schon an eine Sanierung des 
MiGy für erneut 24 Millionen Euro ge-
dacht wäre. Die zweite Nachricht kam 
aus dem Oberen Filstal: Fünf Gemein-
den, die allesamt zum Einzugsgebiet 
der beiden Geislinger Gymnasien zäh-
len, hatten sich zusammengeschlossen, 
um Pläne für ein neues Gymnasium in 
Deggingen, einer 5300 Einwohner zäh-
lenden Gemeinde, in den verwaisten 
Räumen der Werkrealschule voranzu-
treiben. Dies wiederum kam dem RPS 
als Lösung genau in dem Moment ent-
gegen, als es Geislingen vorgeben 
musste, sich angesichts seiner Haus-
haltslage keine Schulträgerschaft mehr 
für das MiGy leisten zu können. 

 

Schulschließung nach 
geplatztem Haushalt 

 
Keinen Monat später wurde am 29. 
Januar 2020 in einer parallelen Veran-
staltung im Rahmen der Gemeinde-
ratssitzung in Geislingen und einer 

GLK im MiGy dem Gemeinderat 
bzw. dem Lehrerkollegium von Seiten 
des Regierungspräsidiums Stuttgart 
das Aus der Schule mitgeteilt. Wegen 
der Nichtgenehmigungsfähigkeit des 
Geislinger Haushalts sähe es das Re-
gierungspräsidium als notwendig an, 
die Schule zu schließen, es dürften bei 
der Anmeldung im März bereits keine 
neuen Klassen 5 mehr aufgenommen 
werden und die Schule würde nach 
und nach abgewickelt werden müssen. 
Das sogenannte ’Tälesgymnasium’ in 
Deggingen sollte als ernstzunehmen-
de Alternative geprüft werden. 

Ein solcher Vorgang ist landesweit 
einzigartig! Eine intakte Schule soll ge-
schlossen werden, weil die Stadt als 
Schulträger sich die Schule nicht mehr 
leisten kann, vielleicht nicht leisten will. 

 

Aufatmen nach Widerstand 
 

Doch bereits in dieser Sitzung regte 
sich der Widerstand im Kollegium, 
das die Schließung einer hervorragend 
funktionierenden und weithin aner-
kannten Schule nicht akzeptieren 
wollte und in den kommenden Tagen 
formierte sich dieser auch in der El-
tern- und Schülerschaft. Demonstra-
tionen vor diversen Gemeinderatssit-
zungen, auf dem Schulhof, Start einer 
Onlinepetition ’#save the migy’, Un-
terschriftensammlungen, Sitzungen in 
den verschiedensten Gremien, Grün-
dung einer Taskforce brachten dem 
MiGy ein überörtliches Medieninte-
resse. Es wurden Gespräche mit den 
zuständigen Landtagsvertretern Ni-
cole Razavi (CDU) und Sascha Bin-
der (SPD), dem OB der Stadt Geislin-
gen, den Bürgermeistern der Umland-
gemeinden und den Vertretern der 
Gemeinderäte geführt. Beim Neu-
jahrsempfang der CDU in Böhmen-
kirch kam es auf Vermittlung von 
MdB Hermann Färber (CDU) zum 
Gespräch mit Dr. Susanne Eisen-
mann, die öffentlich verlautbarte, man 
dürfe das MiGy nicht hängen lassen. 
Sie versprach organisatorische und ge-
gebenenfalls auch finanzielle Hilfe des 
Landes, wenn ein tragfähiges Schul-
trägerkonzept vorliege. In einer von 
großem Medien- und Zuschauerinte-
resse verfolgten öffentlichen Sit- >>>>

>> >> Lichtdurchflutetes Schulgebäude
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zung des Geislinger Gemeinderats di-
rekt vor den Faschingsferien wurde 
die Weiterführung des MiGy zumin-
dest für das kommende Schuljahr be-
schlossen. Hierzu ist eine bauliche 
Veränderung der Fassade notwendig, 
sodass diese zumindest vorüberge-
hend den Brandschutzvorschriften 
entspricht. Sie wird bis zum Ende der 
Sommerferien derzeit durchgeführt. 
Diese Entscheidung ermöglichte nun 
doch die Neuanmeldung von Fünft-
klässlern. Auch die Gemeinden des 
Oberen Filstals stellten ihre Pläne zu-

nächst auf Eis. Ein großes Aufatmen 
ging durch die Schulgemeinschaft! 
 

Untersuchung 
durch Fachbüro 
 
Aber man ist noch lange nicht am 
Ziel, die Zukunft der Schule ist noch 
nicht geklärt. Zumindest hat sich eine 
Versammlung mit Vertretern der 
Stadtverwaltung, der Umlandgemein-
den, des Landkreises, des Regierungs-
präsidiums Stuttgart und des Kultus-
ministeriums und der beiden Gymna-
sien zusammengefunden, um über die 
Zukunft der gymnasialen Schulplätze 
in der Raumschaft Geislingen zu be-
finden. Dieses Gremium beschloss, als 
Entscheidungsgrundlage für die wei-
tere Existenz der Schule ein Fachbüro 
zu beauftragen, das eine regionale 
Schulentwicklung durchführen und 
dabei alternative Lösungsvorschläge 
erarbeiten soll. Dabei sollen neben 
der Resanierung des MiGys auch die 
Zusammenlegung der beiden Geislin-
ger Gymnasien und die Alternative in 
Deggingen untersucht werden. Im 
Herbst diesen Jahres soll zunächst der 

Geislinger Gemeinderat auf der Basis 
der Lösungsszenarien eine Entschei-
dung treffen. Da die finanzielle Situa-
tion der Stadt sich jedoch nicht gebes-
sert hat, scheint für alle möglichen 
Szenarien ein Schulverband aller Um-
landgemeinden und die Unterstüt-
zung des Landes notwendig zu sein. 
 

Unsicherheit 
und Unterstützung 
 
Mit großer Unsicherheit geht nun die 
Schulgemeinschaft des MiGy in das 
neue Schuljahr, sicher scheint nur zu 
sein, dass es nur gemeinsam geht, ge-
meinsam mit den Umlandgemeinden, 
unterstützt vom Kreis und vom Land. 

Mittlerweile wurde auch die On-
linepetition von einer Delegation des 
MiGy der Abteilungspräsidentin des 
Regierungspräsidiums Claudia Rugart 
übergeben, die großes Verständnis für 
die Wut aber auch die Angst der 
Schulgemeinschaft gezeigt hat; eine 
Schulgemeinschaft, die völlig unver-
schuldet die Folgen der verpfuschten 
Sanierung ausbaden muss. 

Martina Bach
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Hinweise zum Datenschutz: Zur Verarbeitung der persönlichen Bankdaten im Rahmen des SEPA-Einzugsverfahrens gebe ich entsprechend Art. 6 Abs. 1 a 
DSGVO die Einwilligung durch meine Unterschrift. Alle anderen vorstehend angegebenen personenbezogenen Daten werden vom PhV für die Verwaltung der 
Mitgliedschaft auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 b DSGVO erhoben. Darüber hinaus können die Daten Name, Vorname, Fachkombination, Adresse, Tele-
fon und E-Mail für die Suche und Kommunikation der PhV-Mitglieder untereinander (im passwortgeschützten Mitgliederbereich intern.phv-bw.de) verwendet 
werden. 

Anmerkung: Auf der internen Webseite können Sie unter ’Mein Konto’ Ihre Daten verwalten und die suchbaren Einträge einschränken. Für jede weiter- 
gehende Nutzung Ihrer Daten und die Erhebung zusätzlicher Informationen bedarf es Ihrer Einwilligung. 

 
Datenschutzregelung zum Newsletterversand: Im Rahmen unseres Newsletters verarbeiten wir als Daten lediglich die vom Abonnenten angegebene E-Mail-
Adresse. Diese wird in diesem Zusammenhang nicht mit weiteren personenbezogenen Daten (Name o. Ä.) verbunden, nur für den Newsletterversand ver-
wendet und nicht an Dritte weitergegeben. Rechtsgrundlage des Newsletterversands ist Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. a DSGVO (Datenschutzgrundverordnung). 
Die Mailadresse wird nur für die Dauer des Newsletterbezugs gespeichert und bei Beendigung des Abos gelöscht. Das Newsletterabo kann jederzeit wider-
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einen Link zum einfachen Abbestellen sämtlicher Newsletter.
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A 14/E 15 20,75 Euro A 15/E 15Ü 22,55 Euro A 16 und darüber 24,35 Euro

Feste Beitragssätze Studenten  1,95 Euro Referendare 3,89 Euro Pensionäre 7,78 Euro
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Veränderungen bei der 
Verbandskreditkarte 

 

DD
as Corona-Virus hat zwei-
felsohne bereits vieles 
beruflich und privat ver-

ändert. Die Verbandskredit-
karte hat auch Veränderun-
gen erfahren. Im Gegensatz 
zum Virus zum Glück kleine, 
positive Veränderungen, die 
aber täglich einsetzbar sind. 

•• Zuerst hat sie ein neues Aussehen erhalten. Das Verbandslogo 
ist jetzt prominenter auf der Karte. 

•• NFC – Kontaktlose Bezahlung die Sie schon kennen, einsetzbar 
aber ohne Zusatzgebühr wie oft bei Girokarten vieler Banken und 
Sparkassen üblich. 

-- Kontaktlos ist wichtig und heute kein ’nice to have’ mehr, son-
dern gerade in Corona-Zeiten eine zusätzliche Schutzmaßnahme. 

•• Google und Apple Pay sind integrierbar. Apps sind beim jeweili-
gen Anbieter erhältlich. 

-- Ausweitung der kontaktlosen Bezahlmöglichkeiten, dadurch 
noch mehr Corona-Sicherheit. 

Mit der inkludierten kontaktlosen Bezahlmöglichkeit können Sie die 
Verbandskreditkarte fast überall ohne gesundheitliches Risiko ein-
setzen – kostenlos versteht sich, denn es fallen keine Transakti-
onskosten für den Einsatz an. 

Smartphone-Nutzer werden die erweiterte kontaktlose Bezahlung 
mit Apple und Google Pay sicherlich begrüßen. Auch diese Anwen-
dungen verursachen keine Kosten. 

Die Neuerungen sind alle bereits wirksam und dürften die Ver-
bandskreditkarte noch attraktiver machen als sie ohnehin schon 
ist. Deshalb empfehlen wir unsere Verbandskreditkarte unseren 
Mitgliedern. Leistungsstark und sicher. Alle Leistungen und eine be-
queme Beantragungsmöglichkeit finden Sie auf unserer Homepage 
phv-bw.de.

Alle Vorteile aus der Mitgliedschaft im Philolo-

genverband nutzen: JuPhi testen, wie das geht.  
Angebot: Im Online-Auftritt der dbb-Vorteilswelt 
können Mitglieder das Einkaufsportal nutzen 
und bei 350 Anbietern verbilligte Angebote 
wahrnehmen. Wir testen den Kauf einer Sport-
hose.  
Suche: Elf der Anbieter verkaufen Leggings – 
darunter ODLO, adidas, Reebok und Tchibo. Wir 
entscheiden uns für einen, bei dem Verbands-
mitglieder 25 Prozent Rabatt auf alle Artikel er-
halten, speichern einen Gutscheincode und las-
sen uns zum Onlineshop des Anbieters weiter-
leiten, wo wir ein Paar Leggings aussuchen. Bei 
der Bestellübersicht geben wir den Code ein 
und der Preis verringert sich wie versprochen.  
Fazit: Die Registrierung und das Durchklicken 
bis zu den Anbietern und das Vergleichen der 
unterschiedlichen Rabatt-Angebote sind etwas 
mühsam. Bummeln geht anders. Wer genau 
weiß, was er sucht, ist jedoch schnell am Ziel 
und finanziert nebenbei mit dem Rabatt seine 
PhV-Mitgliedschaft für mehrere Wochen.

von Stephanie Gutsell

dbb Vorteilswelt 
 

JuPhi testen – 
Die Leggings 
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